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Unterrichtung
durch die deutsche Delegation in der Parlamentarischen Versammlung der OSZE 

Fünfzehnte Jahrestagung der Parlamentarischen Versammlung der OSZE
vom 3. bis 7. Juli 2006 in Brüssel, Belgien

I n h a l t s v e r z e i c h n i s – Abg. Thomas Kossendey (CDU/CSU), Ordentliches
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I. Teilnehmer
Der Deutsche Bundestag entsandte folgende Delegation
zur Fünfzehnten Jahrestagung der Parlamentarischen Ver-
sammlung der Organisation für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa (OSZE) in Brüssel:

– Bundestagsvizepräsident Wolfgang Thierse (SPD),
Leiter der Delegation

– Abg. Willy Wimmer (CDU/CSU), Stellvertretender
Leiter der Delegation

sowie als weitere Teilnehmer:

– Abg. Doris Barnett (SPD), Ordentliches Delegations-
mitglied

– Abg. Marieluise Beck (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN), Ordentliches Delegationsmitglied

Delegationsmitglied

– Abg. Rolf Kramer (SPD), Stellvertretendes Delega-
tionsmitglied

– Abg. Hans Raidel (CDU/CSU), Ordentliches Delega-
tionsmitglied

– Abg. Prof. Gert Weisskirchen (SPD), Ordentliches
Delegationsmitglied

– Abg. Uta Zapf (SPD), Ordentliches Delegationsmit-
glied, Leiterin der Ad-hoc-Arbeitsgruppe Belarus

II. Zusammenfassung

Mehr als 200 Parlamentarier aus 56 OSZE-Teilnehmer-
staaten haben fünf Tage lang über das Generalthema
„Stärkung der menschlichen Dimension der Sicher-
heit in der OSZE-Region“ diskutiert und eine entspre-
chende Resolution verabschiedet. Zu Beginn der Tagung
wurde Montenegro als 56. OSZE-Teilnehmerstaat be-
grüßt.

An der Tagung nahmen außerdem Vertreter der Parlamen-
tarischen Versammlung des Europarates mit ihrem Präsi-
denten René van der Linden, Vertreter des Europäischen
Parlaments und Beobachter anderer internationaler Orga-
nisationen, insbesondere der Kooperationspartner im Mit-
telmeerraum teil.

In der Erklärung von Brüssel1 geben die Parlamentarier
sowohl politische als auch administrative Empfehlungen
an die OSZE zu einer Vielzahl von Fragen. Konkret wird
insbesondere zur verstärkten Unterstützung der OSZE-
Feldmissionen unter spezieller Berücksichtigung der Bal-
kan-Region aufgerufen. Außerdem wird die Notwendig-
keit der Kooperation mit anderen internationalen Organi-
sationen betont. Einen Schwerpunkt bildete das Thema
Wahlbeobachtung. Die Versammlung plädiert dafür, dass
Parlamentarier weiter eine Schlüsselrolle spielen sollen;
die Beteiligung der Volksvertreter trage zur besseren
Wahrnehmung und Glaubwürdigkeit der Aktionen bei.

1 www.oscepa.org
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Die Erklärung behandelt neben den Resolutionen zum
Generalthema fünfzehn zusätzliche Beratungsgegen-
stände, darunter vier deutsche Anträge: Monitoring so-
zialer Entwicklungen in der OSZE-Region von Abg.
Doris Barnett (SPD), Kampf gegen Antisemitismus
und andere Formen von Intoleranz von Abg. Prof.
Gert Weisskirchen (SPD), Verbesserung der Umset-
zung der OSZE-Wahlstandards und der Effektivität
der OSZE-Wahlbeobachtung sowie Zusammenarbeit
mit der Zivilgesellschaft und Nicht-Regierungsorgani-
sationen beide von Abg. Marieluise Beck (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN). 

Zur Versammlung sprachen der Präsident des belgischen
Repräsentantenhauses, Hermann De Croo, die Präsidentin
des belgischen Senats Anne-Marie Lizin, der amtierende
Vorsitzende der OSZE und belgische Außenminister,
Karel De Gucht, der OSZE-Generalsekretär Botschafter
Marc Perrin de Brichambaut und der Präsident der Parla-
mentarischen Versammlung des Europarates René van
der Linden. 

Die Versammlung wählte den schwedischen Abgeordne-
ten Göran Lennmarker zum neuen Präsidenten. 

Benjamin L. Cardin (USA), João Soares (Portugal),
und Tone Tingsgård (Schweden) wurden als Vizepräsi-
denten für drei Jahre bis zum Ende der Sitzungsperiode
2009 und Wolfgang Grossruck (Österreich) für ein Jahr
bis 2007 gewählt.

Der Ausschuss für politische Angelegenheiten und Si-
cherheiten wählte Abg. Hans Raidel (Deutschland) zum
stellvertretenden Vorsitzenden.

Die Erklärung von Brüssel umfasst im Einzelnen Resolu-
tionen der Allgemeinen Ausschüsse sowie zusätzliche
Beratungsgegenstände zu den folgenden Themen:

– Kampf gegen Antisemitismus und andere Formen der
Intoleranz

– Afghanistan

– Effizienz der OSZE PV

– Globales Frühwarn- und Reaktionssystem für Um-
weltkatastrophen

– Begrenzung der Immunität für Parlamentarier zur
Stärkung von guter Regierungsführung, Integrität und
Rechtsstaatlichkeit in der OSZE-Region

– Bekämpfung von Kinderhandel und Kinderporno-
grafie

– Kleinwaffen und leichte Waffen 

– Korruptionsbekämpfung

– Moldau

– Monitoring sozialer Entwicklungen in der OSZE-
Region

– Parlamentarische Kontrolle der Geheimdienste

– Positionen bei ODIHR (Office for Democratic Institu-
tions and Human Rights)

– Risikomanagement

– Verbesserung der Umsetzung der OSZE-Wahlstan-
dards und der Effektivität der OSZE-Wahlbe-
obachtung

– Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft und
Nicht-Regierungsorganisationen 

III. Sitzung des Ständigen Ausschusses

Der Ständige Ausschuss tagte am 3. Juli 2006 unter dem
Vorsitz des Präsidenten der Versammlung, Alcee L.
Hastings (USA). Zunächst begrüßte der Präsident die
Delegation Montenegros als Vertreter des nunmehr
56. Staates der OSZE. Der Präsident ging auf die Aktivi-
täten seit der Wintertagung in Wien ein. Bei der letzten
Wahlbeobachtung2 in Belarus mit 900 Beobachtern unter
seiner Leitung sei die Opposition massiv behindert wor-
den. Die belarussischen Abgeordneten nannten die Kritik
an den Wahlen überzogen, wobei sie auch Anregungen
als berechtigt ansahen. 

Schatzmeister Jerry Grafstein (Kanada) berichtete wie
schon in den Vorjahren, dass sich die Finanzen der Ver-
sammlung in bester Verfassung befänden. Das Sekretariat
arbeite effizient und innerhalb des jährlichen Budgets.
Die Beiträge für das Haushaltsjahr 2005 seien zu
99 Prozent eingegangen; für das Haushaltsjahr 2006/2007
werde wegen der Inflation und der Übernahme von Perso-
nalkosten eine Erhöhung von 8,06 Prozent vorgeschla-
gen. Der Vorschlag wurde angenommen. Er würdigte die
Leistungen des kleinen Sekretariats in Kopenhagen ange-
sichts gestiegener Herausforderung. Die Webseite der
Parlamentarischen Versammlung3 verzeichne nunmehr
schon 6000 Besucher pro Tag. Jeder Parlamentarier solle
einen Link zur Seite der OSZE PV setzen und damit die
Verbreitung fördern. Der Präsident habe mehr Reisen un-
ternommen als jeder seiner Vorgänger und damit zur posi-
tiven Repräsentation der Organisation bei minimalem
Mitteleinsatz beigetragen. 

Der Bericht des Generalsekretärs R. Spencer Oliver
(USA) unterstrich die ansteigenden Aktivitäten, die in
den News from Copenhagen kommuniziert werden. Zahl-
reiche Wahlbeobachtungen verzeichneten eine Teilnahme
von 389 Beobachtern in sieben Wahlen allein im letzten
Jahr. Die Parlamentarische Versammlung habe die Feder-
führung für die OSZE-Wahlbeobachtung übernommen
und auch die Abgeordneten aus der Versammlung des Eu-
roparates und der NATO zusammengebracht. Die „moni-
tors of the monitors“ seien vom Ratsvorsitzenden ernannt
worden; die Parlamentarische Versammlung habe sich da-
für eingesetzt und nun werde sich der Transparenzaus-
schuss damit befassen. Ad-hoc-Komitees und Sonderbe-
auftragte haben ihre Arbeit in enger Zusammenarbeit mit
den Feldmissionen fortgesetzt. Die Sonderdebatte zu in-
terkulturellem Dialog in Wien belegt die wichtige Rolle

2 Berichte über alle folgenden im Text genannten Wahlbeobachtungen
können unter www.osce.org/ODIHR eingesehen werden.

3 www.oscepa.org. 
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der Versammlung als Forum für interparlamentarischen
Dialog und eine Brücke zwischen Völkern und Kulturen. 

Senatspräsidentin Anne-Marie Lizin (Belgien) stellte
ihren Bericht zu Guantanamo vor. Darin schlägt sie vor,
die Einrichtung zu schließen und hierfür einen konkreten
Zeitplan aufzustellen. Die Erkenntnisse des Berichts ge-
hen auf einen Besuch zurück, der erst nach langen Bemü-
hungen ermöglicht wurde. Als realistischer Zeitplan wird
eine Schließung spätestens zum Dezember 2007 ange-
strebt. 

Zur Lage in Moldau berichtete der Vorsitzende des Ad-
hoc-Ausschusses, Abg. Kimmo Kiljunen (Finnland),
dass die Lage sich deutlich verschlechtert habe. Verhand-
lungen fänden weder auf Regierungsebene noch auf par-
lamentarischer Ebene statt. 

Die Vorsitzende des Ad-hoc-Ausschusses Abchasien,
Abgeordnete Tone Tingsgård (Schweden) berichtete zur
dortigen Situation. Ein kurzer Besuch habe den parlamen-
tarischen Dialog befördert, was sie als positiven Schritt
bezeichnete. Man hoffe auf eine Verhandlung über die
von Georgien vorgelegte roadmap für die Lösung des
Konflikts und die Vorschläge aus Abchasien. 

Zur Lage in Belarus erklärte die Vorsitzende des Ad-
hoc-Ausschusses, Uta Zapf (Deutschland), die in Edin-
burgh getroffenen Vereinbarungen, wonach eine Reihe
von Seminaren organisiert werden sollte, seien nach zwei
Jahren nicht umgesetzt worden. Es gebe immer neue Ent-
schuldigungen von belarussischer Seite für die Nicht-
durchführung. 

Abg. Joseph Pitts (USA) referierte für Abg. Christopher
Smith, dem Sonderbeauftragten für Menschenhandel
der Versammlung, über seine Tätigkeit. Der Dialog mit
Parlamentariern und Funktionären in der OSZE-Region
werde fortgeführt. So habe Präsident George W. Bush
mehr als 300 Mio. Dollar eingesetzt, um Menschenhandel
weltweit zu unterbinden; auch viele andere Regierungen
hätten bedeutende Ressourcen eingesetzt. 41 Länder ha-
ben neue Gesetze gegen Menschenhandel erlassen; na-
hezu 7 000 Menschenhändler wurden weltweit verfolgt
und 4 700 verurteilt. Gegen die Ausbeutung von Kindern
in der Pornografie müsse entschlossen vorgegangen wer-
den, weshalb auch ein Zusatztagesordnungspunkt in die-
sem Sinne eingebracht werde. Kinderpornografie betreffe
jeden OSZE-Staat und die Parlamentarier als Gesetzgeber
seien aufgerufen, entsprechende Gesetze zu verabschie-
den. 

Abg. Göran Lennmarker (Schweden) nahm als Sonder-
beauftragter zur Lage in Berg-Karabach Stellung. Die-
ses Jahr müsse eine Lösung bringen. Das Treffen der bei-
den Präsidenten und Außenminister habe leider noch
keinen Durchbruch gebracht. Für die armenische Seite sei
die Sicherheit von besonderer Bedeutung, während Aser-
baidschan sich als Opfer von Ungerechtigkeit fühle. Eine
Lösung nannte er möglich, aber schwierig zu finden.

Abg. Roberto Battelli (Slowenien), Sonderbeauftragter
für Südosteuropa, berichtete über seine Aktivitäten u. a.
bei einer Konferenz des EP als Vorsitz der parlamentari-

schen Troika des Stabilitätspaktes und im Zusammenhang
mit verschiedenen Missionsbesuchen in der Region. Abg.
Bruce George (Großbritannien), berichtete über seine
Aktivitäten als Sonderbeauftragter für den Mittel-
meerraum.

Zu den Wahlbeobachtungen in Belarus, Ukraine,
Aserbaidschan und Montenegro wurden Berichte vor-
gelegt. 

Künftige Sitzungen: 

Zu den Ergebnissen der Arbeitsgruppe Geschäftsord-
nung berichtete Pieter De Crem (Belgien), dass man
noch keine Einigung erzielt habe. Das Mittelmeerforum
solle in den Geschäftsordnungsregelungen verankert wer-
den und man suche nach entsprechenden Formulierun-
gen. Weitere Vorschläge würden in Malta präzisiert. In
diesem Rahmen gab es Kritik daran, warum ein Jahr nach
Einsetzung der Arbeitsgruppe noch keine Vorschläge vor-
liegen, die im Ständigen Ausschuss verabschiedet werden
können. Abg. Gert Weisskirchen (Deutschland) unter-
stützte die Kritik von Giovanni Kessler (Italien) und for-
derte eine Frist, nach der in Malta in jedem Fall ein ab-
stimmungsfähiger Vorschlag vorliegen müsse. 

IV. Plenarsitzungen

Die Plenarsitzungen fanden am 3., 6. und 7. Juli 2006
statt.

Die Plenarsitzung der Versammlung wurde mit der Be-
grüßung der Parlamentarier des jüngsten OSZE-Mitglied-
staates, Montenegro, eröffnet. Ranko Krivokapić, der
montenegrinische Parlamentspräsident, dankte der Ver-
sammlung für die Aufnahme. In seinen Eröffnungsworten
erinnerte Präsident Alcee L. Hastings (USA) die Parla-
mentarier an ihre Rolle als Stimme des Volkes und unter-
strich die unerreichte Expertise der Parlamentarier im Be-
reich der Wahlbeobachtungen, die keinesfalls ausgehöhlt
werden dürfe. 

Hermann De Croo, Präsident des Abgeordnetenhau-
ses von Belgien, betonte, dass die parlamentarischen Be-
obachter als direkt gewählte Vertreter des Volkes die
wirklichen Botschafter demokratischer Institutionen

17. bis 20. November 2006 Herbstkonferenz und Forum 
Mittelmeer, Malta

3. Dezember 2006 Erweitertes Präsidium, 
Brüssel

5. Dezember 2006 Ministerrat, Brüssel

22. bis 23. Februar 2007 Wintertagung, Wien

16. oder 23. April 2007 Erweitertes Präsidium, 
Kopenhagen

24. bis 25. Mai 2007 Wirtschaftskonferenz, 
Andorra

5. bis 9. Juli 2007 16. Jahrestagung, Kiew
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seien. Wahlbeobachtung sei einer der relevantesten As-
pekte der OSZE. 

Anne-Marie Lizin, Präsidentin des Belgischen Senats
und Berichterstatterin des Dritten Ausschusses, unter-
strich ebenfalls, dass die parlamentarischen Beobachter
stolz auf ihre Arbeit sein sollten. Die Versammlung habe
sich im Hinblick auf Kontakte zwischen den Nationen
sehr positiv entwickelt. Sie reagiere auch schneller als an-
dere Institutionen durch die Arbeit mit Ad-hoc-Ausschüs-
sen, Sonderbeauftragten etc., was die Effizienz gesteigert
habe.

Auch Präsident Alcee L. Hastings nannte die Wahlbe-
obachtung das Herzstück der Arbeit der Parlamentarischen
Versammlung. Die Parlamentarische Versammlung könne
dazu beitragen, die OSZE bekannter zu machen und ihre
Ziele zu verwirklichen. Von 35 auf jetzt 56 Mitglieder er-
weitert, stelle die Versammlung ein wichtiges Verbin-
dungsstück und Instrument zur Förderung des interparla-
mentarischen Dialoges dar. Ein wichtiger Schwerpunkt
sei neben dem Kaukasus im südlichen Balkan die Einbe-
ziehung der Mittelmeerländer. 

Karel De Gucht, OSZE-Vorsitzender und belgischer
Außenminister, erklärte, die menschliche Dimension
setze einen Rechtsstaat voraus. Auch er betonte die Be-
deutung von Wahlbeobachtung und die zentrale Rolle der
Parlamentarier. Menschliche Sicherheit setze auch den
Schutz von Minderheiten voraus. Das multidimensionale
Mandat der OSZE könne alle Sicherheitsfragen aufgrei-
fen. Sie sei ein Katalysator in vielen Bereichen. Als
Prioritäten des belgischen Vorsitzes nannte er die Verstär-
kung der Wirksamkeit und Umsetzung der institutionel-
len Reformen, die noch nicht ausreichend sei. Der
Ministerrat in Brüssel werde die Umsetzung überprüfen.
Karel De Gucht betonte die wichtige Arbeit von ODIHR
bei der Wahlbeobachtung und der Evaluation sowie die
Bedeutung der Mitwirkung der Parlamentarischen Ver-
sammlung. Er plädierte für stärkere Ausgewogenheit der
drei Dimensionen der OSZE, mehr Substanz in der Wirt-
schafts- und Umweltdimension und auch der Kampf ge-
gen organisiertes Verbrechen müsse eine zentrale Rolle
spielen. Die Lösung bislang ungelöster Konflikte bleibe
auf der Tagesordnung. Die OSZE könne durch Dialog
und Kooperation einen Beitrag zur Sicherheit der Bürger
leisten; gerade auch die Feldmissionen tragen zur Demo-
kratisierung bei. Auf Frage erklärte der Vorsitzende, die
vakante Stelle der Menschenhandelsbeauftragten werde
demnächst neu besetzt. 

Der Präsident der Parlamentarischen Versammlung
des Europarates, René van der Linden, unterstrich
ebenfalls die Rolle der Parlamentarier bei der Wahlbe-
obachtung und bei der Reform der OSZE. In diesem Zu-
sammenhang ging er auf die Gemeinsamkeiten der beiden
Versammlungen ein und bezeichnete die Wahlbeobach-
tungen als den Kernbereich der Kooperation. Die Parla-
mentarier hätten die notwendige Erfahrung, die politi-
schen Aspekte zu bewerten. Für die technische Seite
vervollständige dagegen ODIHR die Beobachtungsmis-
sionen. Die Ergebnisse der gemeinsamen Arbeit würden

in den Beobachtungsberichten umfassend und abschlie-
ßend dargestellt.

Obwohl die Kooperation in diesem Bereich bereits sehr
gut funktioniere, gebe es noch beträchtlichen Raum für
Verbesserungen. 

Der Generalsekretär der OSZE, Marc Perrin de
Brichambaut, informierte die Versammlung über aktu-
elle Entwicklungen in der OSZE. Für die OSZE-Feldmis-
sionen würden 48 Prozent des Haushalts eingesetzt, was
den Schwerpunkt verdeutliche. Der Kosovo stehe weit
oben auf der Agenda, wobei die künftige Einbindung der
OSZE vom Ergebnis der Statusverhandlungen abhänge.
Die OSZE sei bereit, dort auch Verantwortung zu über-
nehmen. Die in Ljubljana verabschiedete roadmap würde
im Sommer in verschiedenen Sitzungen überprüft. Er hob
außerdem die besondere Rolle der Parlamentarischen
Versammlung als Grundpfeiler der Demokratie für nun
56 Teilnehmerstaaten hervor, die auch eine Wertegemein-
schaft darstellten. Die OSZE müsse im Geiste der Stabili-
tät und der eigenen Werte gemeinsam handeln.

Tone Tingsgård (Schweden), Sonderbeauftragte für
Fragen der Gleichberechtigung kritisierte erneut die
mangelnde Beteiligung von Frauen in Führungspositio-
nen vor allem bei Missionsleitungen. Auch der Frauenan-
teil in den Delegationen zur parlamentarischen Versamm-
lung sei weiterhin deutlich zu niedrig. Sie plädierte für
eine Quote oder zumindest für ein Verbot der einge-
schlechtlichen Delegationen. Dabei verwies sie auf die
Praxis der IPU, für Delegationen ohne Beteiligung einer
Frau das Stimmrecht einzuschränken.

Seitens der finnischen Delegation wurden Schwerpunkte
der künftigen EU-Präsidentschaft genannt: Schon jetzt
habe die EU eine weltweite Führungsrolle. Die schnellen
Eingreiftruppen erhöhten die Glaubwürdigkeit der EU in
der Verteidigungspolitik. Weitere Schwerpunkte seien
Umwelt und transatlantische Beziehungen. In der Debatte
wurde mehrfach der Zusammenhang zwischen Sicher-
heit, Wirtschaft und der menschlichen Dimension betont.
Ebenfalls wurden Fragen zum Mittelmeerraum, zur Pro-
blematik des Menschenhandels, Migrationsproblematik
und Notwendigkeit von Integration diskutiert. Gerade da-
für sei der Mittelmeerdialog wichtig. Kritisiert wurde,
dass die Parlamentarische Versammlung zu wenig Kom-
petenzen bei der Haushaltskontrolle habe. Immer wieder
wurde die Bedeutung der (parlamentarischen) Wahlbe-
obachtung, die nicht geschwächt werden dürfe, unterstri-
chen. Abg. Gert Weisskirchen (Deutschland) erklärte,
man könne hier viel von einander lernen, wenn man sich
als Laboratorium der demokratischen Praxis empfinden
und best practices austauschen würde. Man müsse den
Regierungen deutlich machen, was man erwarte. Alle
Teilnehmerstaaten seien auch Einwanderungsländer und
müssten Formen der Integration finden. Er appellierte an
die Parlamentarier, die Resolution auch in ihre nationalen
Parlamente mitzunehmen. 

Giovanni Kessler (Italien) äußerte harsche Kritik an der
Organisation der Versammlung. Notwendig sei auch in-
tern Demokratie und Transparenz. Stattdessen würden
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beispielsweise wichtige Fragen wie die Geschäftsordnung
nicht entschieden, sondern über ein Jahr liegen gelassen.
Das Präsidium sei seit 2004 nicht mehr zusammengetrof-
fen. Die Visibilität der Versammlung finde nur individuell
statt, wie der Guantanamo-Besuch zeige. Die Versamm-
lung erhalte erst hinterher einen Bericht in kürzester Fas-
sung. Abg. Willy Wimmer (Deutschland) erklärte, die
OSZE-Versammlung habe Erfolg gehabt, weil sie zu ih-
ren Werten stehe. Die Herausforderungen seien nicht we-
niger, sondern mehr geworden. Mit dem Geist, den man
früher gehabt habe, müsse man auch die neuen Heraus-
forderungen bewältigen wie z.B. Terrorismus. Die OSZE
sei eine der erfolgreichsten Organisationen gewesen, die
in letzter Zeit etwas mutlos gewirkt habe. Die Gesell-
schaft erwarte aber nicht Mutlosigkeit, sondern Hoffnung
für die Zukunft.

Abg. Nino Burjanadze (Georgien) erklärte, Sicherheit
werde am besten durch Demokratie gestärkt. Auch sie
forderte ein follow up der Resolution, bessere Zusam-
menarbeit der OSZE und der Versammlung.

Abg. Kimmo Kiljunen (Finnland) erklärte, Sicherheit
dürfe nicht auf Kosten der Nachbarn gehen. Die Men-
schenrechte müssten geschützt werden. Die Parlamentari-
sche Versammlung unterstütze die Arbeit der OSZE und
habe eine wichtige Rolle: mit Sonderbeauftragten, Ar-
beitsgruppen, oder durch die Teilnahme an Wahlbeobach-
tungen. Das follow up in nationalen Parlamenten sei
wichtig, ebenso die Zusammenarbeit mit anderen Organi-
sationen. Auch Abg. Göran Lennmarker (Schweden)
ging auf das breite Tätigkeitsspektrum der OSZE und der
Versammlung ein. Die ökonomische Entwicklung im Os-
ten werde noch Jahrzehnte bis zu einer Angleichung an
den Westen brauchen. Als besondere Probleme, deren
sich die OSZE annehmen müsse, nannte er Menschen-
handel und als einen wesentlichen Arbeitsschwerpunkt
die Wahlbeobachtung. Weitere Stichworte in der Debatte
waren Korruption, Energiesicherheit, Menschenschmug-
gel. 

Die Vollversammlung hörte außerdem den Bericht des
Schatzmeisters und des Generalsekretärs, die inhaltlich
dem im Ständigen Ausschuss entsprachen4. 

In der Plenarsitzung wurden ebenfalls zwei Zusatztages-
ordnungspunkte behandelt. Abg. Christopher Smith
(USA) erläuterte den von ihm eingebrachten Antrag für
eine Resolution zum Thema Bekämpfung des Kinder-
handels und der sexuellen Ausbeutung von Kindern.
Die sexuelle Ausbeutung von Kindern sei ein hochprofi-
tables Geschäft geworden, bei dem die Täter kaum mehr
ein Risiko eingingen. Die Experten stimmten darin über-
ein, dass die Verbreitung durch die rasante Entwicklung
des Internets explodiert sei. Dies müsse auf Gesetzge-
bungsebene verhindert werden, und die Strafmaße müss-
ten erhöht werden. In vielen Staaten gebe es jedoch keine
entsprechenden Straftatbestände. Lediglich in drei OSZE-
Teilnehmerstaaten könne von einer ausreichenden Ge-
setzgebung gesprochen werden. 

Die Versammlung forderte die Teilnehmerstaaten daher
auf, eine gesetzliche Basis zu schaffen, um gegen die Ver-
breitung pornographischen Materials im Internet wir-
kungsvoll vorzugehen. Straftatbestände sollen jede Stufe
der sexuellen Ausbeutung von Kindern vollständig ver-
folgbar machen. Die Resolution wurde einstimmig ohne
Änderungen angenommen. 

Auch der von Abg. Roberto Battelli (Slowenien) vorge-
schlagene Zusatztagesordnungspunkt Parlamentarische
Kontrolle der Geheimdienste wurde mit großer Mehr-
heit angenommen. Der Berichterstatter erklärte, neue Si-
cherheitsbedrohungen hätten zu veränderten Maßnahmen
geführt. Die Notwendigkeit der Aufsicht sei ein entschei-
dendes Element bei der Erhaltung der grundlegenden
Werte. In der Debatte wurde die Rolle der Nachrichten-
dienste im Kampf gegen den Terrorismus anerkannt. In
der Tat aber würden häufig unangemessene Mittel einge-
setzt. In der Diskussion wurde einhellig die Bedeutung
der Kontrolle durch die Parlamente im Hinblick auf
Transparenz und Demokratie unterstrichen. Die Resolu-
tion betont dementsprechend die Notwendigkeit der Ge-
waltenteilung zwischen Militär und Zivilgesellschaft. Die
Menschenrechte müssen auch bei Sicherheits- und nach-
richtendienstlichen Aktivitäten beachtet werden. In Zu-
sammenarbeit mit dem Europarat solle Hilfe für nationale
Gesetzgeber angeboten werden und good practices ausge-
tauscht werden. Änderungsanträge zu Guantanamo, wo-
nach die USA ihre Position überdenken sollen, wurden
angenommen, ebenso ein Appell an die Teilnehmerstaa-
ten, den Überflug von Territorium streng zu prüfen.

Am Ende der Tagung wurde die Erklärung von Brüssel,
bestehend aus den Resolutionen der drei Ausschüsse so-
wie den dort behandelten Zusatztagesordnungspunkten
vorgestellt und in der Schlussabstimmung mit überwälti-
gender Mehrheit verabschiedet. 

Nach einer Stichwahl wurde Göran Lennmarker
(Schweden) zum Präsidenten der Versammlung gewählt. 

Benjamin L. Cardin (USA), João Soares (Portugal),
und Tone Tingsgård (Schweden) wurden als Vizepräsi-
denten bis 2009 und Wolfgang Grossruck (Österreich)
bis 2007 gewählt.

V. Ausschuss für politische Angelegenheiten 
und Sicherheit

Die Sitzungen des Ausschusses für politische Angelegen-
heiten und Sicherheit fanden am vom 4. bis 6. Juli 2005
unter dem Vorsitz des Ausschussvorsitzenden Göran
Lennmarker (Schweden) statt. Auf der Tagesordnung
standen die Diskussionen über Bericht und Resolutions-
entwurf von Abg. Wolfgang Grossruck (Österreich).

In der ersten Ausschusssitzung präsentierte Rolf Ekeus,
der Hochkommissar für nationale Minderheiten der
Versammlung, seinen Bericht zur Integrationspolitik. Auf
ihrer Jahrestagung in Edinburgh 2004 hatte die Versamm-
lung den Hohen Kommissar aufgefordert, eine verglei-
chende Studie über die Integrationspolitiken etablierter
Demokratien vorzulegen und den Effekt auf die Position
der so genannten neuen Minderheiten zu untersuchen.4 s. unter III. 
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Botschafter Rolf Ekeus erklärte, dass der Ansatz im Be-
richt, der auf sieben OSZE-Staaten einen Schwerpunkt
lege, die substanzielle Erfahrung bei der Implementie-
rung von Integrationspolitik sei. Es werde beschrieben,
wie die Staaten arbeiten, um zunehmend diverse Gesell-
schaften zu handhaben. Gute Praktiken in diesem Prozess
würden besonders hervorgehoben. Der Hohe Kommissar
verlieh seiner Hoffnung Ausdruck, dass die Parlamentari-
sche Versammlung eine Diskussion voranbringen und
weiteren Erfahrungsaustausch zwischen den OSZE-Län-
dern fördern werde. 

Gegenstand des Berichts von Wolfgang Grossruck (Ös-
terreich) waren vorrangig die Feldeinsätze in Südost-
europa mit dem Schwerpunkt auf der menschlichen
Dimension der Sicherheit. Die Konsolidierung demokra-
tischer Prozesse und die Schaffung stabiler Institutionen
blieben eine vorrangige Aufgabe, die weiterhin interna-
tionale Unterstützung, insbesondere von Seiten der
OSZE, erfordere. In Anbetracht neuer Herausforderungen
in der gesamten OSZE-Region müsse die OSZE ihre An-
passungsfähigkeit beweisen. Hierbei sei ein Schlüsselele-
ment der Umstrukturierung die internationale Präsenz,
die enge Zusammenarbeit und Aufgabenteilung zwischen
EU und OSZE, sowie anderen internationalen Akteuren.
In ihren Bemühungen um den Aufbau einer demokrati-
schen und multiethnischen Gesellschaft und funktionie-
render Institutionen hätten sich die OSZE-Missionen be-
sonders um die Stärkung der lokalen Institutionen sowie
die Förderung der lokalen Eigenverantwortung und der
regionalen Zusammenarbeit bemüht. Bei den erforderli-
chen Reformen im Sicherheitsbereich komme der OSZE
eine entscheidende Rolle zu. Die Sicherheitsprobleme
könnten von den Staaten kaum selbst gelöst werden und
seien im regionalen Kontext zu behandeln. Südosteuropa
sei eines der Schwerpunktthemen der österreichischen
EU-Präsidentschaft. Ziel sei es, eine klare europäische
Perspektive zu bewahren, den Thessaloniki-Prozess vo-
ranzutreiben und den Stabilisierungs- und Assoziierungs-
prozess fortzusetzen. Zum Abschluss verlieh der Bericht-
erstatter seiner Hoffnung Ausdruck, die OSZE-Mission in
Kroatien in naher Zukunft abschließen zu können. Auch
in Zukunft würden dagegen die OSZE-Missionen in Län-
dern wie Serbien und Montenegro, Bosnien und Herzego-
wina, aber auch in Mazedonien und Albanien eine ent-
scheidende Rolle spielen.

Außerdem forderte der Berichterstatter die OSZE nach-
drücklich dazu auf, ihre Fähigkeit zur Förderung der
Gleichstellung von Mann und Frau bei ihren Aktivitäten
in den Teilnehmerstaaten entsprechend dem Aktionsplan
2004 zur Förderung der Gleichstellung zu verbessern. Die
Resolution wurde mit einer Reihe von Änderungen, die
u. a. den Kosovo und die demokratische Kontrolle der Si-
cherheitskräfte betrafen, verabschiedet. 

Der Politische Ausschuss verabschiedete die Resolution
zum Zusatztagesordnungspunkt Moldau und beriet da-
bei über 31 Änderungsanträge, die vor allem von Moldau
und Russland eingebracht worden waren. 

Der Ausschuss verabschiedete ferner die Resolution zu
Afghanistan. Abg. Consiglio Di Nino (Kanada) erklärte,

politische und militärische Sicherheit setze auch funktio-
nierende wirtschaftliche Stabilität und Schutz der Men-
schenrechte voraus. Man solle sich auf Konsolidierung in
der Sicherheit in den OSZE-Ländern und anderen Staaten
konzentrieren. Viele Länder hätten Ressourcen einge-
setzt, um Afghanistan zu helfen. ODIHR habe Unterstüt-
zungsteams zur Wahlbeobachtung geschickt. Die afghani-
sche Wirtschaft befinde sich seit einiger Zeit in positiver
Entwicklung. Auch die Situation von Frauen und Mäd-
chen habe sich verbessert. Probleme gebe es immer noch,
vor allem den Drogenanbau, der zum Drogenexport in
unsere Länder führt. Die Parlamentarische Versammlung
der OSZE habe verschiedene Aktivitäten zur Kooperation
mit Afghanistan ergriffen, z. B. eine Konferenz in Kabul.
Afghanistan habe die Mitgliedschaft beantragt. Regionale
Kooperation solle gestärkt werden, z. B. die Grenzkon-
trolle. 

Abg. Uta Zapf (Deutschland) erklärte, der Antrag sei
nicht mehr aktuell, da die Entwicklung negativ verlaufe.
Man wolle zwar ein positives Signal insbesondere an die
dort entsendeten Truppen geben, man müsse aber auch
Fehler in der Einschätzung anerkennen, bzw. andere Fel-
der stärker bearbeiten. Zum Beispiel sei das Polizeitrai-
ning zu kurz, bei Korruptionsfällen würden Vorgesetzte
nicht ausgewechselt etc. Das Drogenproblem sei nach
wie vor virulent; besorgniserregend sei auch die zuneh-
mende Stärkung der Taliban. Die Situation der Mädchen
verschlechtere sich. Abg. Gert Weisskirchen (Deutsch-
land) nannte den Resolutionstext ebenfalls unrealistisch.
Im Bundestag könne man überzeugend für eine Verlänge-
rung des Bundeswehrmandates nur plädieren, wenn es
auch eine realistische Einschätzung der Lage gebe. Sei-
tens der USA wurde der Antrag ebenfalls unterstützt, aber
auch Bedenken geltend gemacht. Man müsse die Situa-
tion der Farmer in Betracht ziehen, wenn diese keine Al-
ternative zum Drogenanbau hätten. Hier sei insbesondere
die Gefahr zu sehen, dass diese ihre Töchter verkauften.

In der Resolution wird die Entwicklungsstrategie der af-
ghanischen Regierung begrüßt und deren Bemühungen
im Kampf gegen Terrorismus. 

Auf ihrer Sitzung am 6. Juli 2006 wählten die Mitglieder
des Ausschusses Abg. Jean-Charles Gardetto (Monaco)
zu ihrem neuen Vorsitzenden. Stellvertretender Vorsitzen-
der ist Abg. Hans Raidel (Deutschland) und neuer Be-
richterstatter ist Abg. Kristian Pihl Lorentzen (Däne-
mark).

VI. Ausschuss für wirtschaftliche 
Angelegenheiten, Wissenschaft, 
Technologie und Umwelt

Die Sitzungen des Ausschusses für wirtschaftliche Ange-
legenheiten, Wissenschaft, Technologie und Umwelt fan-
den vom 4. bis 6. Juli 2006 unter dem Vorsitz des Abg.
Benjamin L. Cardin (USA) statt. 

Auf der Tagesordnung des Ausschusses standen die Be-
handlung von sechs zusätzlichen Beratungsgegenständen,
der Bericht und die Resolution von Berichterstatter



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 7 – Drucksache 16/2491
Roland Blum (Frankreich) sowie die Wahl des Aus-
schussvorstandes.

Zu Beginn der Sitzung berichtete der Koordinator der
OSZE für Wirtschafts- und Umweltaktivitäten
Bernard Snoy vom 14. OSZE-Wirtschaftsforum in Prag.
Besonderes Anliegen des Forums seien die sicherheitsre-
levanten Aspekte des Transports gewesen. Der Rolle des
Transports und seiner Entwicklung zur Erreichung eines
nachhaltigen Wirtschaftswachstums, besserer sozialer
Bedingungen und grenzüberschreitender Kooperation im
Hinblick auf den Beitrag zu regionaler Stabilität und Si-
cherheit, sei viel Aufmerksamkeit gewidmet worden. In
den Diskussionen sei weiterhin die Schlüsselrolle der
good governance, die Wichtigkeit effektiver Praktiken im
Grenzmanagement und der Kampf gegen Korruption im
Bereich der Entwicklung einer Transportinfrastruktur
problematisiert worden. Außerdem seien auch die ver-
schiedenen Zusammenhänge zwischen Transport und
Umwelt hervorgehoben worden. 

Ausschussvorsitzender Benjamin L. Cardin (USA) be-
grüßte die verstärkte Berücksichtigung der umweltpoliti-
schen Aspekte sowohl in der Resolution, als auch in den
Zusatztagesordnungspunkten. Bei Naturkatastrophen gebe
es keine Grenzen. Zur effektiven Vorbeugung, aber auch
zur Krisenbewältigung sei die regionale Kooperation be-
sonders wichtig. Des Weiteren seien Energiesicherheits-
fragen von enormer Bedeutung für die wirtschaftliche
Entwicklung in der OSZE-Region. 

Der Berichterstatter Roland Blum (Frankreich) stellte
seinen Bericht vor und ging zunächst auf die regionale
Wirtschaftsintegration als Garant für Stabilität und Si-
cherheit ein. 

Besondere Aufmerksamkeit müsse zukünftig der stärke-
ren wirtschaftlichen Integration in Zentralasien und im
Kaukasus gewidmet werden. Insbesondere aufgrund ihrer
natürlichen Ressourcen gewinne diese instabile Zone
(Ausgangspunkt illegalen Handels und radikalen Islamis-
mus) an strategischer Bedeutung. 

Anschließend verdeutlichte der Berichterstatter die wirt-
schaftliche Unsicherheit im OSZE-Raum am Beispiel des
Energiesektors. Das Ungleichgewicht zwischen dem An-
gebot der Förderländer und der Nachfrage der Verbrau-
cherländer habe sich in den letzten Jahren weiter ver-
stärkt. Zugleich seien die natürlichen Ressourcen nicht
unerschöpflich. Unsicherheit bestehe auch über den Zu-
stand der Reserven und Lagerstätten. Zu diesen natürli-
chen Unsicherheiten träten außerdem Probleme der Kon-
tinuität der Versorgung hinzu (Terroranschläge in Saudi-
Arabien, iranisches Atomwaffenprogramm, strategische
Bedeutung der Pipelines). Es sei notwendig, dass alle Par-
teien, denen daran gelegen sei, dass die Energie nicht zum
Druckmittel werde, in einen Dialog einträten. Geeigneter
Rahmen sei das Internationale Energieforum.

Einer Verknappung der natürlichen Ressourcen müsse so-
wohl technisch im Wege der Diversifizierung der Versor-
gung, der Nutzung und Förderung der erneuerbaren Ener-
gien, der Nutzung nichtfossiler Energieträger und durch
Anreiz zu Energieeinsparungen, als auch politisch durch

Koppelung einer Energiesicherheitspolitik mit der welt-
weiten Sicherheitspolitik, durch Belebung der Energiepo-
litik der EU, Schaffung eines echten Binnenmarktes für
Energie, Diversifizierung der Energieressourcen, Wieder-
einführung einer Politik zur Förderung von Energieeffi-
zienz und Energiesparen, Ankurbelung der technischen
Forschung sowie durch Bildung einer Partnerschaft mit
den Erzeuger- und Transitländern entgegengewirkt wer-
den.

Zum Abschluss ging der Berichterstatter auf eine mögli-
che Neudefinition der Rolle der OSZE ein. Die OSZE
könne für internationale Organisationen ein wirksamer
und komplementärer Partner sein. Sie müsse bestehende
Initiativen fördern und mit internationalen Organisatio-
nen zusammenarbeiten, die bereits im OSZE-Raum tätig
seien. Wichtiges Instrument der OSZE blieben auch wei-
terhin die Feldmissionen.

Die Abg. Doris Barnett (Deutschland) dankte dem Be-
richterstatter für seinen sehr offenen Bericht. Die Berei-
che Energie und Wasser mit all ihren Auswirkungen auf
die Gesellschaft rückten zunehmend in den Mittelpunkt
der internationalen Wirtschaftspolitik. Um den Menschen
das Thema „Energieeffizienz“ näher zu bringen, müssten
Anreize geschaffen und ausgebaut werden. Die OSZE
solle sich mit EU und Europarat verständigen, ob wegen
dieser dringenden Frage nicht gemeinsam ein Energie-
Forum mit Wissenschaftlern und Zukunftsforschern zum
Thema „Energieeffizienz“ unter Berücksichtigung der In-
dustrie einerseits und der Privathaushalte andererseits
durchgeführt werden könne.

Ein Vertreter der Delegation Islands lenkte die Aufmerk-
samkeit der Versammlung auf eine sicherheitsbedrohende
Entwicklung im hohen Norden. Im Arktischen Raum la-
gerten ca. ein Viertel der Ölreserven der Welt. Der erfor-
derliche Tankerverkehr gehe zu einem großen Teil durch
isländische Gewässer. Seit den 50er Jahren verlasse sich
Island sowohl militärisch als auch umwelttechnisch auf
die Unterstützung der Vereinigten Staaten. Im März die-
ses Jahres kündigten die Vereinigten Staaten jedoch ohne
Vorwarnung an, ihre Verteidigungsstellungen in diesem
Gebiet innerhalb von sechs Monaten bis zum September
2006 vollständig abzubauen. Diese radikale Veränderung
reduziere die Sicherheit im Nordatlantik und für die Ener-
gieversorgung in Europa erheblich. Diese Problematik
betreffe nicht allein Island, sondern auch die Sicherheit in
der gesamten OSZE-Region.

Ein Vertreter der belarussischen Delegation wies darauf
hin, dass die verstärkte Berücksichtigung der Umweltas-
pekte im Rahmen der OSZE von großer Bedeutung sei.
Es müssten noch größere Bemühungen unternommen
werden, um vereinbarte Umwelt- und Wirtschaftsstrate-
gien umzusetzen. In diesem Kontext erwähnte er auch,
dass Litauen an der Grenze zu Belarus ein Atomabfal-
lendlager gebaut habe, ohne dabei belarussische Interes-
sen zu berücksichtigen oder sich zu konsultieren.

Zum Thema good governance merkte ein Vertreter der
Delegation Portugals an, wirtschaftliche Prosperität
müsse mit good governance Hand in Hand gehen, wobei
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eines nicht Voraussetzung des anderen sein könne. Die
OSZE müsse die rechtliche Umgebung schaffen, wobei
good governance eine wichtige Rolle einnehme.

Ein Abgeordneter der Delegation Belgiens stellte den Zu-
satztagesordnungspunkt Risikomanagement vor. Zentra-
les Ziel der Resolution sei die Bildung eines Teams von
Krisenreaktionsexperten, die kurzfristig abrufbar als
„schnelle Eingreiftruppe“ im Fall von Krisen jeglicher
Art (politisch, militärisch, nuklear, Industrieunfälle, Um-
welt) zur Verfügung des OSZE-Vorsitzes stehen solle.
Der Vorschlag wurde mit großer Mehrheit angenommen.
Die Delegation Armeniens regte darüber hinaus die
Schaffung eines einheitlichen Bewertungssystems für
Risiken an. Abg. Doris Barnett (Deutschland) wies da-
rauf hin, dass durch das schon bestehende REACT-Pro-
gramm der OSZE bereits ein umfassender Personalpool
mit kurzfristig verfügbaren Experten gebildet worden sei,
die alle wesentlichen OSZE-Fähigkeiten abdeckten.
Diese Personalressourcen sollten nicht unberücksichtigt
bleiben.

Auch die Resolution zu Kleinwaffen wurde einstimmig
angenommen. Die Initiative ziele darauf ab, Lieferungen
von solchen Waffen durch verbesserte Zusammenarbeit,
z. B. durch systematischen Informationsaustausch, Erstel-
lung von Listen als kritisch eingeschätzter Gesellschaften
u. ä. künftig wirkungsvoller zu bekämpfen, so Abg.
François-Xavier De Donnea (Belgien).

Ein weiterer Zusatztagesordnungspunkt befasste sich mit
der Einrichtung eines globalen Frühwarn- und Reak-
tionssystems für Naturkatastrophen. Der russische
Entwurf greift wichtige Themen der aktuellen internatio-
nalen Diskussion über humanitäre Hilfe auf – Einrichtung
eines weltweiten Systems der Katastrophenfrühwarnung,
Verbesserung der Rechtzeitigkeit und Zuverlässigkeit in-
ternationaler Hilfsleistungen in akuten Krisensituationen,
bessere Koordinierung der Beiträge internationaler Ge-
ber.

Die Versammlung begrüßte den Vorschlag grundsätzlich
und unterstrich die Notwendigkeit eines gemeinsamen
Vorgehens. Von vielen Seiten wurde jedoch die imple-
mentierte Finanzierungsregelung abgelehnt. Der russi-
sche Vorschlag einer „Tobin-Steuer“ sei wegen der prakti-
schen Probleme bei deren Umsetzung, des fehlenden
internationalen Konsens und der Risiken für den interna-
tionalen Finanzmarkt ungeeignet zur Finanzierung inter-
nationaler Vorhaben, so die Abg. Doris Barnett
(Deutschland). 

Nach den bisherigen internationalen Diskussionen gebe
es gegenwärtig keine Aussicht auf eine weltweite Reali-
sierung dieser Steuer. Ohne eine globale Einführung wä-
ren jedoch die Ausweichmöglichkeiten sehr groß und das
Aufkommen damit sehr ungewiss. Auch die Delegationen
der USA, Kanadas, Zyperns und Armeniens kündigten
unter Betonung der Wichtigkeit der Thematik an, die Re-
solution aufgrund der festen Finanzierungsregelung nicht
akzeptieren zu können. Daher einigte sich die Versamm-

lung schließlich im Interesse des gemeinsamen Ziels auf
einen Kompromiss. Die Resolution wurde ohne die Fi-
nanzierungsregelung einstimmig angenommen.

Im Ausschuss für wirtschaftliche Angelegenheiten, Wis-
senschaft, Technologie und Umwelt wurde auch der An-
trag Monitoring der sozialen Entwicklung in der
OSZE-Region der Abg. Doris Barnett (Deutschland)
behandelt. Sie würdigte die seit der Verabschiedung der
Helsinki-Akte erreichten Fortschritte im sicherheitspoli-
tischen Bereich. Es sei aber zunehmend wichtig, auch
die soziale, menschliche Dimension des Zusammenle-
bens zu stärken. Globalisierung und scharfer internatio-
naler Wettbewerb dürften keine Ausrede dafür sein, nicht
alle Anstrengungen zu unternehmen, um für soziale Si-
cherheit zu sorgen. Zwar habe jedes Land seine eigene
Sozialgeschichte und seine eigene Vorgehensweise in
diesen Fragen. Um Entwicklungen abzukürzen und um
auf gute Erfahrungen zurückgreifen zu können, sei es je-
doch wichtig, sich auszutauschen. Aus diesem Grund sei
es sinnvoll, dass die nationalen Parlamente von ihren Re-
gierungen einen sozialen Fortschrittsbericht einfordern,
der der Versammlung zur Verfügung gestellt werde, um
damit best practices herauszufinden und von gemeinsa-
men Erfahrungen zu profitieren. Die Resolution wurde
von der Versammlung begrüßt und einstimmig angenom-
men. 

Der Ausschuss befasste sich ferner mit dem Zusatztages-
ordnungspunkt zum Thema Begrenzung der Immunität
für Parlamentarier zur Stärkung von guter Regierungs-
führung, Integrität und Rechtsstaatlichkeit in der OSZE-
Region. 

Die Resolution macht Vorschläge zur Aufhebung und
zum Umfang der Immunität von Abgeordneten, zu Ver-
haltensregeln und Veröffentlichungspflichten für Abge-
ordnete und ihre Mitarbeiter sowie zur Einrichtung einer
Arbeitseinheit im Justizministerium für die Ermittlung
und Verfolgung von Straftaten von Abgeordneten und ih-
ren Mitarbeitern. Insbesondere der letzte Punkt wurde
sehr kontrovers diskutiert. Abgeordnete aus Großbritan-
nien, Griechenland und Deutschland machten darauf
aufmerksam, dass es in einigen Ländern bereits entspre-
chende Kontrollmöglichkeiten gebe. Diese unterschiedli-
chen Hintergründe müssten Berücksichtigung finden.
Auch müsse es vorrangig Aufgabe der Parlamente, nicht
jedoch der Exekutive oder Judikative sein, diese Kon-
trollmechanismen zu schaffen. Dafür sei es notwendig, an
der Transparenz zu arbeiten und Verfahrensregelungen
offen zu legen.

Außerdem wurde auch der von der kanadischen Delega-
tion eingebrachte Zusatztagesordnungspunkt Korruption
erörtert und einstimmig angenommen.

In der letzten Sitzung des Ausschusses am 6. Juli 2006
wählten die Mitglieder Abg. Leonid Ivanchenko (Russ-
land) zum Vorsitzenden und den Abg. Petros Efthymiou
(Griechenland) zum Stellvertretenden Vorsitzenden. Be-
richterstatter bleibt Abg. Roland Blum aus Frankreich.
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VII. Ausschuss für Demokratie, Menschen-
rechte und humanitäre Fragen

Die Sitzungen des Ausschusses für Demokratie, Men-
schenrechte und humanitäre Fragen fanden vom 4. bis
6. Juli 2006 unter Vorsitz der Abg. Cecilia Wigström
(Schweden) statt. Auf der Tagesordnung standen die Be-
handlung des Resolutionsentwurfes und der an diesen
Ausschuss überwiesenen Zusatztagesordnungspunkte.
Am Ende der letzten Sitzung wurde der Ausschussvor-
stand gewählt. 

Die Berichterstatterin, Anne-Marie Lizin (Belgien), be-
tonte in ihrem Bericht zunächst noch einmal die Notwen-
digkeit der von der OSZE durchgeführten Wahlbeobach-
tungen zur Gewährleistung eines korrekten Ablaufs der
Wahlen. Die Aufgabe der OSZE bestehe darin, demokra-
tische Wahlprozesse durch genaue Beobachtung nationa-
ler und internationaler Wahlgänge im Vorfeld und wäh-
rend der Wahlen zu fördern. Die Berichterstatterin
unterstrich, dass die Beobachter der Parlamentarischen
Versammlung eng mit dem Personal des ODIHR zusam-
menarbeiten müssten, um dessen volle Unterstützung in
Anspruch nehmen zu können. Dies solle außerdem zur
Verbesserung der Qualität der von der OSZE geleisteten
Überwachungstätigkeiten in Sachen Demokratie beitra-
gen.

Anschließend ging die Berichterstatterin auf die Proble-
matik der so genannten Ehrendelikte ein. In manchen
OSZE-Teilnehmerstaaten und in einigen Zuwandererge-
meinschaften existierten immer noch archaische Fami-
lientraditionen. Zwangsehen, kleine Mädchen, denen
der Schulbesuch verwehrt werde, Blutrache (langwierige
Konfrontation zweier Familien bis hin zum Mord) und
vor allem Ehrendelikte (traditionelle Racheakte von Fa-
milien gegen Frauen, um den Ruf der Familien zu „ret-
ten“) seien Teil dieser Tradition, die die Würde des Men-
schen und insbesondere jene der Frauen verletzten. Es sei
dringend erforderlich, gegen diese Art der archaischen
Praktiken vorzugehen. Entsprechende Maßnahmen müss-
ten auf gesetzlicher Ebene, aber auch im Bereich der Bil-
dung unter Einbeziehung der Nichtregierungsorganisatio-
nen getroffen werden. Gerechtigkeit statt angeblicher
Ehre müsse der Maßstab sein.

Bezüglich der parlamentarischen Kontrolle über die
Polizei- und Sicherheitsdienste in den OSZE-Teilneh-
merstaaten führte die Berichterstatterin aus, dass es unter-
schiedliche Regelungen gebe. In einigen Ländern exis-
tiere eine solche Kontrolle, jedoch variiere die Form der
Kontrolle von Staat zu Staat und hänge auch von den viel-
fältigen Strukturen der Polizei- und Nachrichtendienste
ab. Eine wirksame externe Kontrolle sei jedoch unerläss-
lich, ihr Fehlen mache sich schmerzlich bemerkbar. Eine
rein interne Kontrolle sei nicht ausreichend. 

Weiter thematisierte sie den Schutz nationaler Minderhei-
ten und die Bekämpfung von Diskriminierung wegen der
Religion oder des Glaubens.

Zuletzt verwies die Berichterstatterin auf die von der Par-
lamentarischen Versammlung im Juli 2005 in Washington
verabschiedete Entschließung über die Notwendigkeit ei-

ner Verstärkung des für Missionsmitglieder der OSZE
geltenden Verhaltenskodex. 

In der anschließenden Debatte wurde immer wieder auf
die parlamentarische Kontrolle von Polizei und Geheim-
dienst eingegangen. Die Transparenz der Geheimdienste
sei wichtig für die Demokratie. Zur Wahlbeobachtung
wurde die Rolle von ODIHR positiv gewürdigt. Abg.
Willy Wimmer (Deutschland) erklärte, man müsse sich
der Tatsache bewusst sein, dass manche Staaten im eige-
nen Land keine Wahlbeobachtung zulassen, sich aber
gern als Leiter an solchen Missionen beteiligten. Man
müsste einen Konsens suchen und fair sein. Mit Blick auf
den Vorwurf der Unausgewogenheit begrüßte er, dass es
auch in den USA eine Wahlbeobachtung gegeben habe.
Er regte an, dass elektronische Wahlen und die damit ver-
bundenen Probleme auch von ODIHR überprüft werden
müssen. Botschafter Christian Strohal, Direktor von
ODIHR, erklärte, dass hierzu ein Bericht erstellt werde.
Russland unterstrich, dass es keine Wahlbeobachtung in
Deutschland und Polen gegeben habe und in Italien in nur
sehr bescheidenem Umfang. Belarus forderte einen Ver-
haltenskodex für OSZE-Missionen. ODIHR werde seinen
Aufgaben nicht gerecht, weil nicht die notwendigen Stan-
dards vereinbart seien und es gebe Mängel bei den Wahl-
beobachtungen. Angesprochen wurde auch der Mangel
wirksamer Kontrolle trotz existierender Instrumente.
Thematisiert wurde weiter die Rechenschaftspflicht von
ODIHR, die nicht gegenüber einem Parlament besteht.
Botschafter Christian Strohal erläuterte die Bedeutung
der Zusammenarbeit von ODIHR mit den Parlamentari-
ern. Die Wahlbeobachtung diene in erster Linie der Auf-
findung von Mängeln. Abg. Gert Weisskirchen
(Deutschland) nannte die Verantwortlichkeit ebenfalls
zentral. Es gebe eine geteilte Verantwortung, die zusam-
men von ODIHR und der Parlamentarischen Versamm-
lung übernommen werden müsse. ODIHR verfüge über
die Regeln und die Langzeitkompetenz. Die Parlamenta-
rier müssten die Situation politisch bewerten. Gemein-
same Verantwortung sei in der OSZE nötig. Er nannte
ODIHR ein Juwel, das weiter entwickelt und gestärkt
werden müsse. 

Der Ausschuss behandelte 35 Änderungsanträge zu der
Resolution u. a. zu den Themenbereichen Gleichberechti-
gung und Frauenbeteiligung in der Konfliktprävention.
Andere Änderungsanträge betrafen die Rolle von
ODIHR, wobei die Anträge, die im Ergebnis eine Siche-
rung der Kompetenz bedeuten würden, abgelehnt wurden.
Änderungsanträge betrafen außerdem Wahlbeobachtung,
parlamentarische Kontrolle von Polizei und Sicherheits-
diensten, Schutz von Minderheiten, Gewährleistung von
Religionsfreiheit und Meinungsfreiheit. Eingefügt wurde
auch ein neues Kapitel zum Thema „Kampf gegen Ge-
walt und Ausbeutung von Kindern“. Damit wird u. a. die
Einrichtung einer unabhängigen Stelle zum Schutz von
Kindern in den Teilnehmerstaaten gefordert sowie ver-
stärkte Zusammenarbeit zwischen nationalen Behörden,
die für den Schutz von Kindern zuständig sind, und die
Einrichtung von Mechanismen im Kampf gegen Gewalt,
Ausbeutung und Missbrauch von Kindern. Nationale und
internationale Aktionspläne sollen verabschiedet werden.
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Abg. Marieluise Beck (Deutschland) stellte ihren Antrag
zur Verbesserung der Implementierung der OSZE-
Wahlstandards und -Verpflichtungen und der Effekti-
vität der OSZE-Wahlbeobachtungsaktivitäten vor. In
2005 habe es eine Resolution zur Wahlbeobachtung gege-
ben. Nun gehe es um bessere Implementierung. Die De-
batte zeige Einigkeit im Grundsatz darüber, dass die Par-
lamentarische Versammlung und ODIHR komplementär
tätig sind. 2006 solle man eine Bewertung der Fortschritte
in den Institutionen und Teilnehmer starten und prüfen,
welche weiteren Anleitungen es brauche. Botschafter
Christian Strohal solle als Grundlage für weitere Diskus-
sion einen Bericht vorlegen. Besorgniserregend sei, dass
die Umsetzung in einigen Staaten zögernd verlaufe, Si-
cherheit sei nur mit freien und fairen Wahlen zu gewähr-
leisten. Eine stetige Überprüfung sei wichtig. 

Ein georgischer Änderungsantrag, der die Schaffung
neuer Mechanismen fordert, wurde abgelehnt, weil neue
Mechanismen nicht nötig seien. Als wichtigster Punkt in
der Debatte wurde immer wieder die Zusammenarbeit
von ODIHR und der Parlamentarischen Versammlung ge-
nannt. In der Resolution wurde ODIHR zu einem Bericht
über Aktivitäten bei der Implementierung der Resolution
aufgefordert. Besondere Schwerpunkte sollen auf Fragen
der Verbesserung der Implementation der OSZE-Ver-
pflichtungen für demokratische, freie und faire Wahlen
liegen. Die Teilnehmerstaaten sollen zusätzliche Ver-
pflichtungen eingehen, um das Vertrauen bei den Wäh-
lern und die Transparenz der Wahlprozeduren zu verstär-
ken und die Verantwortlichkeit der zuständigen
Autoritäten sicherzustellen. 

Bei der Einführung zu ihrem Zusatztagesordnungspunkt
zum Thema Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft
und Nichtregierungsorganisationen (NRO/NGO) er-
klärte Abg. Marieluise Beck (Deutschland), Ziel dieser
Resolution sei die Rolle der Zivilgesellschaften und der
NGO’s zu würdigen. Im Helsinki-Prozess werde ihnen
eine Schlüsselrolle zugesprochen und in der Schlussakte
sei der Dialog mit den NGO’s festgeschrieben. Die OSZE
sei ohne der Zivilgesellschaft eine leere Hülle, wie auch
in der Charta von Paris anerkannt werde. Diese Würdi-
gung sei angesichts des 30jährigen Geburtstages der
Schlussakte von Helsinki nicht erfolgt, was nachzuholen
sei. Abg. Gert Weisskirchen (Deutschland) unterstützte
den Antrag. NGO’s hätten zur Demokratisierung in den
Ländern des ehemaligen Ostblocks maßgeblich beigetra-
gen. 

Abg. Gert Weisskirchen (Deutschland) stellte den Zu-
satztagesordnungspunkt Kampf gegen Antisemitismus
vor. Die Resolution habe zum Ziel, das Bewusstsein zu
schärfen für das nach wie vor aktuelle Problem. Er habe
als Sonderbeauftragter versucht, Anstöße zu geben. Die
Instrumente könnten noch verbessert werden. In der Re-
solution werden die Teilnehmerstaaten aufgefordert, ein
rechtliches Rahmenwerk für Maßnahmen im Kampf ge-
gen die Verbreitung von rassistischen und antisemitischen
Material im Internet zu bilden. Die Integration von Mi-
granten soll gefördert werden. Der Ministerrat soll eine

Konferenz zur Überprüfung der Entscheidungen der
OSZE-Konferenzen zum Antisemitismus durchführen
und die Teilnehmerstaaten sollen regelmäßig über den
Status der Implementierung informieren. Ombudsperso-
nen oder spezielle Beauftragte sollen nationale Richtli-
nien formulieren, die auch die Holocaust-Erziehung um-
fassen. 

Andere parlamentarische Organisationen seien einzube-
ziehen. 

Abg. Willy Wimmer (Deutschland) verwies auf zwei
Defizite in der Diskussion: Grenzüberschreitende illegale
Verbindungen in Finanzströmen sollten auch in dem hier
einschlägigen Rahmen untersucht und verfolgt werden.
Angesprochen wurde in der Debatte die Bedeutung der
Bildung in diesem Zusammenhang allgemein. Von den
acht Änderungsanträgen hatte Abg. Gert Weisskirchen
die Mehrzahl selbst eingebracht und die anderen unter-
stützt. So wird nun begrüßt, dass Rumänien eine Antise-
mitismuskonferenz 2007 abhält. Eingefügt wurden auch
die spezielle Rolle öffentlicher Institutionen bei der Holo-
caust-Erziehung und die Referenz zur Definition des An-
tisemitismus von den European Monitoring Centre of
Racism and Xenophobia (EUMC) und ODIHR.

Der Ausschuss behandelte den Zusatztagesordnungs-
punkt des Abg. George V. Voinovich (USA) zur Finan-
zierung von Positionen von Beratern und im Toleranz-
bereich von ODIHR. Abg. George V. Voinovich (USA)
erklärte, Antisemitismus und Intoleranz seien ein großes
Arbeitsgebiet bei ODIHR. Das Personal, das ODIHR-
Programme zu Toleranz und Nichtdiskriminierung um-
setze und die Unterstützung gewährleiste für die drei per-
sönlichen Beauftragten der OSZE im Kampf gegen Anti-
semitismus, Intoleranz und Diskriminierung gegen
Muslime, Kampf gegen Rassismus und Fremdenfeind-
lichkeit und Diskriminierung einschließlich Diskriminie-
rung von Christen und anderen Religionsmitgliedern,
müsse wirksam unterstützt werden. Der Berichterstatter
ging auf die verschiedenen durchgeführten Konferenzen
zu diesem Themenkomplex in Wien, Berlin, Brüssel und
Cordoba in den vergangenen drei Jahren ein. Zur Umset-
zung der weiteren Arbeiten seien drei Berater nötig. 

Von russischer Seite wurde die Schlüssigkeit des Antrags
und die konkrete Finanzierung bezweifelt. Gert
Weisskirchen (Deutschland) unterstrich, das Problem
des Programms sei nicht die Finanzierung allgemein, son-
dern insbesondere die Finanzierung für den Kampf gegen
Islamophobie. Er nannte die Resolution einen sehr guten
Vorschlag. Dem schloss sich Jerry Grafstein (Kanada)
an. Die Einbringung von Expertise in den gesamten Be-
reich sei von großer Bedeutung, wobei er das Polizeitrai-
ning besonders hervorhob. Die Resolution wurde ohne
Änderungsanträge verabschiedet. 

In der letzten Sitzung am 6. Juli 2006 wählten die Mit-
glieder des Ausschusses Abg. Anne-Marie Lizin (Bel-
gien) zur Vorsitzenden und Abg. Cecilia Wigström
(Schweden) erneut zur Stellvertretenden Vorsitzenden.
Berichterstatter ist Abg. Jesús López-Medel (Spanien).
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VIII. Sonderveranstaltungen

Am Nachmittag des 4. Juli wurde ein Treffen der Mittel-
meergruppe der OSZE zum Reformprozess im Mittel-
meerraum, geleitet vom Sonderbeauftragten für mediter-
rane Angelegenheiten Bruce George (Großbritannien),
abgehalten. Parlamentarier aus der OSZE und aus den
mediterranen Partnerstaaten nahmen an der Diskussion
teil, die den Mitgliedern die Möglichkeit gab, gemein-
same Probleme rund um das Mittelmeer zu diskutieren.
Der spanische Vorsitzende der Kontaktgruppe der OSZE-
Mittelmeeraktivitäten Arthuro Perez erläuterte jüngste
Entwicklungen in diesem Bereich. Seit 2003 wurden ver-
schiedene Mittelmeerseminare und Workshops durchge-
führt und als weitere Felder der Kooperation identifiziert.
In der Aussprache wurde mehr Zusammenarbeit im Mit-
telmeerraum auch seitens der parlamentarischen Ver-
sammlungen gefordert, die jeweils verschiedene Diskus-
sionsrahmen zur Verfügung stellten. Israel bot die
Abhaltung eines Mittelmeerforums an. Abg. Hans Raidel
(Deutschland) wies auf die Vielzahl der nebeneinander
bestehenden Programme zum Dialog im Mittelmeerraum
hin. Er favorisiere eine Koordinationsstelle, die den Son-
derbeauftragten Bruce George in seinen Bemühungen un-
terstütze. 

Die Mitglieder beschäftigten sich ferner mit dem anste-
henden Parlamentarischen Forum zum Mittelmeerraum,
das in Malta in Zusammenhang mit den Herbsttagungen
stattfindet.

Am Rande der Konferenz fand außerdem ein Runder
Tisch Belarus – Treffen der Mitglieder der Belarussischen
Nationalversammlung, politischer Oppositionsgruppen
und Mitglieder der OSZE Versammlung unter Leitung
von Abg. Uta Zapf (Deutschland) – statt. Das Mandat

der Ad-hoc-Arbeitsgruppe zu Belarus enthält die Förde-
rung des Dialogs zwischen politischen Kräften in Bela-
rus. Abg. Uta Zapf betonte die Bedeutung dieses Man-
dats angesichts der aktuellen politischen Situation des
Landes. Bei der Diskussion brachten die Teilnehmer ihre
Ansichten über die weitere Entwicklung des Dialoges auf
parlamentarischer Ebene ein, um die demokratische Ent-
wicklung in ihrem Land zu fördern. Die belarussische
Delegation stimmte Besuchen im Land sowie der Organi-
sation von Veranstaltungen in Belarus zu. Oppositionelle
Vertreter riefen die belarussische Regierung auf, die
OSZE-Verpflichtungen insbesondere im Hinblick auf die
Versammlungsfreiheit und die Durchführung demokrati-
scher Wahlen zu respektieren.

Am Rande der Konferenz fand eine Sonderveranstal-
tung mit dem internationalen Zentrum für vermisste
und ausgebeutete Kinder statt. In Belgien wurde eine
Einrichtung namens Child Focus installiert, ein Europäi-
sches Zentrum für vermisste und sexuell ausgebeutete
Kinder, das eng mit Polizei und Justizministerium zusam-
menarbeitet. Die Vereinigten Staaten haben seit 1984 ein
solches Zentrum, das vom amerikanischen PV-Mitglied
Christopher Smith unterstützt wird. In der Diskussion
wurde über die Aktivitäten in verschiedenen Teilen der
Welt berichtet und die Parlamentarier aufgefordert, an
diesem internationalen Netzwerk teilzuhaben, das An-
strengungen in allen OSZE-Teilnehmerstaaten fordere. 

Die sechzehnte Jahrestagung der OSZE PV findet Anfang
Juli 2007 in Kiew (Ukraine) statt.

Dr. h. c. Wolfgang Thierse, MdB
Vizepräsident des Bundestages
Leiter der Deutschen Delegation
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IX. Anhang 

1. Übersicht über die Funktionsträger der OSZE PV

2. Erklärung von Brüssel und zusätzliche Beratungsgegenstände 
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Anhang 1

FUNKTIONSTRÄGER UND –TRÄGERINNEN DER
PARLAMENTARISCHEN VERSAMMLUNG DER OSZE

Stand 7/2006

MITGLIEDER DES PRÄSIDIUMS

Name Land Titel Zeitraum

Hr. Göran Lennmarker Schweden Präsident bis Ende der Sitzungsperiode 2007

Fr. Nebahat Albayrak Niederlande Vizepräsidentin bis Ende der Sitzungsperiode 2007

Hr. Wolfgang Grossruck Österreich Vizepräsident bis Ende der Sitzungsperiode 2007

Hr. Panos Kammenos Griechenland Vizepräsident bis Ende der Sitzungsperiode 2007

Hr. Oleh Bilorus Ukraine Vizepräsident bis Ende der Sitzungsperiode 2008

Fr. Pia Christmas Møller Dänemark Vizepräsidentin bis Ende der Sitzungsperiode 2008

Fr. Barbara Haering Schweiz Vizepräsidentin bis Ende der Sitzungsperiode 2008

Hr. Benjamin Cardin USA Vizepräsident bis Ende der Sitzungsperiode 2009

Hr. João Soares Portugal Vizepräsident bis Ende der Sitzungsperiode 2009

Fr. Tone Tingsgård Schweden Vizepräsidentin bis Ende der Sitzungsperiode 2009

Hr. Jerahmiel Grafstein Kanada Schatzmeister bis Ende der Sitzungsperiode 2007

Hr. Allcee L. Hastings USA Präsident Emeritus bis Ende der Sitzungsperiode 2007

MITGLIEDER DER ALLGEMEINEN AUSSCHÜSSE

I. ALLGEMEINER AUSSCHUSS FÜR POLITISCHE ANGELEGENHEITEN UND SICHERHEIT
Hr. Jean-Charles Gardetto Monaco Vorsitzender

Hr. Hans Raidel Deutschland Stellvertretender Vorsitzender

Hr. Kristian Pihl Lorentzen Dänemark Berichterstatter

II. ALLGEMEINER AUSSCHUSS FÜR WIRTSCHAFTLICHE ANGELEGENHEITEN, WISSENSCHAFT,
    TECHNOLOGIE UND UMWELT

Hr. Leonid Ivanchenko Russland Vorsitzender

Hr. Petros Efthymiou Griechenland Stellvertretender Vorsitzender

Hr. Roland Blum Frankreich Berichterstatter

III. ALLGEMEINER AUSSCHUSS FÜR DEMOKRATIE, MENSCHENRECHTE UND HUMANITÄRE FRAGEN
Fr. Anne-Marie Lizin Belgien Vorsitzende

Fr. Cecilia Wigström Schweden Stellvertretende Vorsitzende

Hr. Jesús López-Medel Spanien Berichterstatter
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Anhang 2

ERKLÄRUNG
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VERSAMMLUNG DER OSZE 

UND

AUF DER FÜNFZEHNTEN 
JAHRESTAGUNG VERABSCHIEDETE 

ENTSCHLIESSUNGEN

BRÜSSEL, 3. bis 7. JULI 2006
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PRÄAMBEL

Wir, die Parlamentarier der OSZE-Teilnehmerstaaten, sind vom 3. bis 7. Juli 2006 in Brüssel 
als parlamentarische Dimension der OSZE zu unserer Jahrestagung zusammengekommen, um 
eine Bestandsaufnahme der Entwicklungen und Herausforderungen in Bezug auf die Sicher-
heit und Zusammenarbeit, insbesondere im Bereich der Stärkung der menschlichen Sicherheit 
in der OSZE-Region, vorzunehmen, und legen den OSZE-Ministern nachfolgende Stand-
punkte dar. 

Wir wünschen dem nächsten OSZE-Ministerratstreffen in Brüssel am 4. und 5. Dezember 
2006 viel Erfolg und bringen ihm die folgende Erklärung und die folgenden Empfehlungen 
zur Kenntnis. 

STÄRKUNG DER MENSCHLICHEN SICHERHEIT 
IN DER OSZE-REGION 

KAPITEL I 

POLITISCHE ANGELEGENHEITEN UND SICHERHEIT

OSZE-Feldeinsätze in Südosteuropa 

Die Parlamentarische Versammlung der OSZE – 

1. geleitet von den weltweit anerkannten Normen und Grundsätzen des Völkerrechts, den 
in der Charta der Vereinten Nationen verankerten Zielen und Grundsätzen und den 
Bestimmungen der grundlegenden Dokumente der Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa, 

2. erfreut über die beachtlichen Fortschritte, die die Länder Südosteuropas bei der 
Konsolidierung der Stabilität und der Demokratie und auf ihrem Weg zur vollen euro-
päischen und euroatlantischen Integration gemacht haben, 

3. in Kenntnis des EU-Ratsbeschlusses zum Westbalkan vom 20. März 2006, in dem der 
Rat seine Entschlossenheit betonte, die in der Agenda von Thessaloniki eingegangenen 
Verpflichtungen vollinhaltlich umzusetzen, um die Herausforderungen zu bewältigen, 
denen die Region 2006 und danach gegenübersteht, 

4. erfreut über die tolerante Einstellung der betroffenen Parteien zum Unabhängigkeits-
referendum in Montenegro, das ein hervorragendes Beispiel für ein ausgewogenes 
Verhältnis zwischen der Unverletzlichkeit der Grenzen und dem Recht auf nationale 
Selbstbestimmung ist, 

5. erfreut über die Gründung der Organisation für Demokratie und wirtschaftliche 
Entwicklung (GUAM) und Kenntnis nehmend von deren Tätigkeit als gutes Beispiel 
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für regionale Zusammenarbeit und Integration mit dem Ziel, Sicherheit, Stabilität und 
Frieden im OSZE-Raum, insbesondere in Südosteuropa, zu stärken, 

6. unter Betonung der Tatsache, dass ungelöste Konflikte und die vielen von ihnen 
ausgehenden negativen Erscheinungen die Stabilität untergraben, eine nachhaltige 
Entwicklung vereiteln und den gesamteuropäischen Integrationsprozess behindern, 

7. in Bekräftigung der Notwendigkeit, die Souveränität, die territoriale Integrität und die 
international anerkannten Grenzen der Staaten zu achten, die eine der Grundfesten der 
internationalen Sicherheit darstellen, 

8. mit der Aufforderung an alle betroffenen Parteien, sich konstruktiv in den Dialog zur 
Herbeiführung einer Lösung für den künftigen Status des Kosovo einzubringen und 
eine Verhandlungslösung auf der Grundlage der oben erwähnten Grundsätze anzu-
streben,

9. unter Hinweis auf die Verpflichtungen, die die OSZE-Teilnehmerstaaten mit der 
Verabschiedung des Aktionsplans 2004 zur Förderung der Gleichstellung von Frauen 
und Männern eingegangen sind, 

10. in Bekundung ihrer vollen Unterstützung für die auf Resolution 1244 des Sicherheits-
rats der Vereinten Nationen und den Richtlinien der Kontaktgruppe beruhende Arbeit 
des Sondergesandten des Generalsekretärs der Vereinten Nationen für den Prozess zur 
Bestimmung des künftigen Status des Kosovo, Präsident Martti Ahtisaari, und seiner 
Mitarbeiter, 

11. erfreut über die Einsetzung der Lenkungsgruppe für künftige internationale Vorkeh-
rungen im Kosovo und über die Bereitschaft der OSZE, in diesen Dialog einzutreten, 

12. unter Betonung der Tatsache, dass der Sondergesandte der Vereinten Nationen für den 
Kosovo, Kai Eide, im Oktober 2005 einen Bericht vorgelegt hat, in dem er ausführte, 
dass Polizei und Justiz instabile Institutionen seien und an eine weitere Übertragung 
von Befugnissen in diesen Bereichen mit großer Vorsicht heranzugehen sei, wobei er 
auch darauf hinwies, dass die internationale Gemeinschaft im Zuge des Prozesses zur 
Bestimmung des künftigen Status des Kosovo klar und deutlich zum Ausdruck bringen 
sollte, dass sie entschlossen ist, im Kosovo zu bleiben und diesen Prozess und sein 
Ergebnis mitzutragen, 

13. erfreut über die Rolle eines breiten Spektrums von Initiativen, die im Bereich der 
Förderung der regionalen Zusammenarbeit in Südosteuropa aktiv sind – einschließlich 
des Südosteuropäischen Kooperationsprozesses –, wobei insbesondere die Erfolge des 
Stabilitätspakts für Südosteuropa zu erwähnen sind, 

14. unter erneutem Hinweis auf die maßgebliche Rolle, die die OSZE durch ihre Feld-
präsenzen in Zusammenarbeit und Absprache mit anderen internationalen Akteuren 
beim Aufbau multiethnischer Gesellschaften, bei der Entwicklung demokratischer 
Strukturen und der Förderung der Menschenrechte spielen kann, 

15. unter Betonung der Bedeutung einer fortgesetzten Konzentration der OSZE auf ihre 
menschliche Dimension, 
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16. in Ermutigung der aktuellen Arbeit der OSZE zur Stärkung der Wirksamkeit der OSZE 
einschließlich ihrer Feldeinsätze und außerdem in Erwägung der Empfehlungen des 
Weisenrates und des Washingtoner Kolloquiums der Parlamentarischen Versammlung 
der OSZE – 

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

17. empfiehlt, dass sich die OSZE den Teilnehmerstaaten als führender internationaler 
Akteur für die Zusammenarbeit und die Koordination der Bemühungen um Demokrati-
sierung, den Aufbau von Institutionen auf Grundlage der Rechtsstaatlichkeit und die 
Bekämpfung der Diskriminierung von Minderheiten, des Menschenhandels sowie 
anderer Bedrohungen für die menschliche Sicherheit anbietet; 

18. betont die Bedeutung der OSZE-Feldeinsätze für die Erfüllung dieser Aufgaben; 

19. betont, wie wichtig es ist, dass die OSZE-Teilnehmerstaaten für Chancengleichheit in 
Bezug auf die Beteiligung von Frauen am politischen und öffentlichen Leben sorgen, 
und erinnert an die wichtige Rolle, die in diesem Zusammenhang dem Büro für demo-
kratische Institutionen und Menschenrechte (BDIMR), dem Hohen Kommissar für 
nationale Minderheiten und dem OSZE-Beauftragten für Medienfreiheit zukommt, 

20. ruft die OSZE-Teilnehmerstaaten auf, von diesem Instrument durch aktive Zusammen-
arbeit mit den OSZE-Feldeinsätzen Gebrauch zu machen; 

21. bekräftigt, dass es im Interesse der Wahrung von Frieden und Sicherheit, der Stärkung 
eines Geistes der Toleranz und des Bekenntnisses zu den Werten der kulturellen Viel-
falt und des friedlichen Zusammenlebens verschiedener ethnischer Gemeinschaften 
innerhalb der international anerkannten Grenzen der Staaten geboten ist, die Demo-
kratie und die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, einschließlich jener 
der Angehörigen nationaler oder ethnischer Minderheiten, zu stärken; 

22. verweist erneut auf die Bedeutung intensiver Bemühungen, durch die sichergestellt 
werden soll, dass jegliche Lösung für den Status des Kosovo einen multiethnischen 
und multikulturellen Kosovo, den uneingeschränkten Schutz der Minderheitenrechte 
für seine Bewohner und gutnachbarliche Beziehungen innerhalb der Region gewähr-
leistet; 

23. fordert die OSZE nachdrücklich auf, ihre derzeitige Mission im Kosovo und alle ihre 
Bemühungen um Förderung des demokratischen Aufbaus beizubehalten, um die 
Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit zu fördern; 

24. ermutigt die OSZE-Mission im Kosovo, im Interesse einer allgemeinen Stärkung ihrer 
Wirksamkeit eine verstärkte Rolle auf lokaler Ebene in Erwägung zu ziehen, und ruft
die OSZE-Führung auf, den engen Dialog mit anderen internationalen Akteuren, in 
erster Linie mit den Vereinten Nationen und der Europäischen Union, fortzusetzen, um 
Synergien zu verstärken und Doppelarbeit, die zur Vergeudung von Mitteln führt, zu 
vermeiden; 

25. empfiehlt, dass die Mission bestehende OSZE-Programme in Bezug auf die Erfüllung 
der Standards rascher durchführt, insbesondere im Hinblick auf Qualifizierungs-
maßnahmen für Staatsanwälte und zur Schaffung einer soliden Grundlage für die 
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Rückkehr und den Schutz von Minderheitengemeinden im Kosovo und deren Vertre-
tung in Regierungsorganen; 

26. empfiehlt, dass die OSZE-Mission im Kosovo die erzielten Fortschritte und Menschen-
rechtsverletzungen, die eines Einschreitens bedürfen, kritisch verfolgt und darüber 
umgehend, regelmäßig, öffentlich und unparteiisch berichtet, und dass sie Qualifizie-
rungsmaßnahmen für nichtstaatliche und unparteiische Menschenrechtsbeobachter im 
Kosovo unterstützt, um für eine langfristige Beobachtung der nationalen Justiz und der 
Menschrechtslage im Kosovo zu sorgen; 

27. anerkennt die Fortschritte von Bosnien und Herzegowina, die es als Staat von einem in 
Dayton vorgegebenen Rahmen zu einer von Sarajewo aus in Eigenverantwortung 
gesteuerten Struktur gemacht hat; 

28. begrüßt die Aufnahme von Verhandlungen über ein neues, auf dem Mitteleuropäischen 
Freihandelsabkommen (CEFTA) beruhendes multilaterales Freihandelsüberein-
kommen für Südosteuropa als deutliches Beispiel für eine aktive regionale Zusammen-
arbeit, die allen nützt und ein wichtiger Schritt für den Europakurs der betroffenen 
Länder ist; 

29. begrüßt den Beitritt Montenegros zur OSZE; 

auf dem Gebiet der Reformen im Sicherheitsbereich in Südosteuropa: 

30. bestärkt die OSZE in ihrem umfassenden Sicherheitskonzept zur Unterstützung des 
Aufbaus von Sicherheit und von Demokratisierungsprozessen, das vom Ministerrat der 
OSZE in Laibach 2005 bestätigt wurde; 

31. ruft Serbien wie auch Montenegro auf, über ihre künftigen Beziehungen einen direkten 
und konstruktiven Dialog zu führen; 

32. betont die Notwendigkeit eines ganzheitlichen Ansatzes und unterstützt die Initiativen 
der britischen und der österreichischen EU-Präsidentschaft hinsichtlich der Entwick-
lung eines umfassenden Reformkonzepts für den Sicherheitsbereich in Südosteuropa 
unter Berücksichtigung einer Reihe maßgeblicher Akteure auf diesem Gebiet; 

33. betont die Notwendigkeit einer demokratischen Kontrolle der Streitkräfte und der 
Sicherheitskräfte, bei der den nationalen Parlamenten eine entscheidende Rolle 
zukommen sollte; 

34. tritt dafür ein, dass die OSZE mit anderen internationalen und regionalen Akteuren in 
dieser Angelegenheit eng zusammenarbeitet und sich auf jene Aufgabenbereiche kon-
zentriert, für die die OSZE im Sicherheitsbereich am besten geeignet ist; 

im Hinblick auf die Stärkung örtlicher Institutionen und der lokalen Eigenverantwortung in 
Südosteuropa:

35. fordert die OSZE nachdrücklich auf, ihre bewährte Feldpräsenz weiterhin voll 
auszuschöpfen und beim Aufbau von Kapazitäten sowie bei Monitoring-, Ausbildungs- 
und Rechtsberatungsaktivitäten mit örtlichen Behörden eng zusammenzuarbeiten; 
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36. empfiehlt den örtlichen Verwaltungsbehörden, jede nur mögliche Gelegenheit zu 
nützen, um von ihrer engen Zusammenarbeit mit den OSZE-Feldpräsenzen zu profi-
tieren; 

37. ruft die Institutionen der örtlichen Verwaltung auf, ihre laufende Arbeit zur Förderung 
der Rückkehr von Vertriebenen und Flüchtlingen in ihre eigenen Heimstätten und 
Gemeinden fortzusetzen; 

38. empfiehlt den Institutionen der örtlichen Verwaltung, Angehörige nationaler Minder-
heiten dazu zu ermutigen, dass sie ihr kulturelles und soziales Erbe und die dazugehö-
rigen Institutionen bewahren, und die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass Ange-
hörige von Minderheiten das öffentliche Leben auf lokaler Ebene mitgestalten können; 

39. unterstreicht die Bedeutung eines umfassenden Ansatzes in Fragen des Menschen-
handels, der die Verhütung des Menschenhandels, den Schutz der Opfer und Zeugen 
und die strafrechtliche Verfolgung der Täter einschließt; 

40. bestärkt die Sonderbeauftragte des Amtierenden Vorsitzenden der OSZE für die 
Bekämpfung des Menschenhandels und den Sonderbeauftragten des Präsidenten der 
Parlamentarischen Versammlung der OSZE zu Fragen des Menschenhandels in ihrer 
Arbeit;

41. fordert die OSZE nachdrücklich auf, ihre Fähigkeit zur Förderung der Gleichstellung 
von Frau und Mann bei ihren Aktivitäten in den Teilnehmerstaaten entsprechend dem 
Aktionsplan 2004 zur Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern zu 
verbessern; 

in Bezug auf die regionale Zusammenarbeit in Südosteuropa: 

42. ruft die Länder der Region sowie die OSZE-Missionen auf, ihre Bemühungen um 
Förderung der regionalen Zusammenarbeit, insbesondere in Bezug auf die Rückkehr 
der Flüchtlinge und Vertriebenen sowie im Kampf gegen die organisierte Kriminalität 
und den Menschen-, Drogen- und Waffenhandel, weiter zu verstärken; 

43. betont die Notwendigkeit einer engen Zusammenarbeit mit der OSZE auf regionaler 
und internationaler Ebene, um den Menschenhandel in den Herkunftsländern, den 
Transitländern und den Zielländern zu bekämpfen; 

44. fordert die Regierungen nachdrücklich auf, aus bewährten Verfahren in der Region zu 
lernen und diese an die örtlichen Gegebenheiten anzupassen; 

45. bestärkt den vom Präsidenten der Parlamentarischen Versammlung der OSZE bestell-
ten Sonderbeauftragten für Südosteuropa in seiner Arbeit, durch die der parlamenta-
rische Dialog in der Region erleichtert werden soll. 
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KAPITEL II 

WIRTSCHAFTLICHE ANGELEGENHEITEN, WISSENSCHAFT, TECHNOLOGIE 
UND UMWELT 

46. In Bekräftigung der wichtigen Rolle, die die wirtschaftliche Zusammenarbeit bei der 
Gewährleistung von Stabilität und Sicherheit im OSZE-Raum im Sinne der Prinzipien 
des vom Ministerrat 2003 in Maastricht verabschiedeten OSZE-Strategiedokuments für 
die Wirtschafts- und Umweltdimension spielen kann, 

47. mit Befriedigung Kenntnis nehmend von den Fortschritten in Richtung einer besseren 
regionalen wirtschaftlichen Integration der Teilnehmerstaaten, insbesondere auf dem 
Balkan, im Kaukasus, im Schwarzmeerraum (im Speziellen über die Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit im Schwarzmeerraum) und in Zentralasien, durch die 
gemeinsame Interessen und eine De-facto-Solidarität entstehen sollen, die die Staaten 
davon abhalten, ihre Streitigkeiten unter Zuhilfenahme von Gewalt beizulegen, 

48. in der Erkenntnis, dass Demokratie den wirtschaftlichen Wohlstand und die Stabilität 
begünstigt, und in der Überzeugung, dass dieses System ausschlaggebend für eine 
gesunde Wirtschaftsentwicklung, ein investitionsfreundliches Klima und den Abbau 
sozialer Ungleichheiten ist, 

49. in Unterstützung der Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen, in der verkündet 
wurde, dass eine gute Lenkung und die Transparenz der Finanz-, Geld- und Handels-
systeme einen Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung, zum Wirtschaftswachstum und 
zur Armutsbeseitigung leisten, 

50. die OSZE-Teilnehmerstaaten an ihre Verpflichtung erinnernd, gemäß dem 2004 in 
Sofia verabschiedeten Aktionsplan zur Förderung der Gleichstellung von Frauen und 
Männern gleiche Chancen für Frauen in der Wirtschaft zu fördern; 

51. in dem Bewusstsein, dass die Gewährleistung eines ausgewogenen Verhältnisses 
zwischen Angebot und Nachfrage auf den Weltmärkten für natürliche Ressourcen eine 
der Voraussetzungen für die Verhinderung von Spannungen zwischen Staaten ist, 

52. eingedenk der ernsten Bedrohung der wirtschaftlichen Entwicklung durch internatio-
nalen Terrorismus, grenzüberschreitende organisierte Kriminalität und Korruption und 
in Kenntnis der wichtigen Rolle nicht nur der Staaten sondern auch der Zivilgesell-
schaft, einschließlich der Geschäftswelt, bei der Abwehr dieser Bedrohung, 

53. in Bekräftigung der Tatsache, dass die Energiesicherheit an eine sichere, vorhersehbare 
und verlässliche Energieversorgung gebunden ist, 

54. erfreut über Initiativen für Dialog und Zusammenarbeit in Energiefragen, etwa die 
Energiepartnerschaft zwischen der Europäischen Union und der Russischen Föde-
ration, sowie über die Ausarbeitung eines Grünbuchs durch die Europäische Kommis-
sion und die Unterzeichnung des Vertrags zur Gründung der Energiegemeinschaft 
(Athen, 25. Oktober 2005), 
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55. in Unterstützung der Initiative des Amtierenden Vorsitzenden Karel de Gucht zur 
Abhaltung einer Konferenz über Energiesicherheit, 

56. anlässlich des zwanzigsten Jahrestags des Unfalls im Kernkraftwerk Tschernobyl fest-
stellend, dass dessen dramatische Folgen noch immer in ganz Europa spürbar sind, 

57. erfreut über die Sonderhilfe für die Opfer der Naturkatastrophen in Südostasien, den 
Vereinigten Staaten und Pakistan –

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

58. ermutigt die Teilnehmerstaaten, auch weiterhin Initiativen zur besseren regionalen 
Wirtschaftsintegration zu fördern; 

59. ermutigt zu einer besseren Koordination der Hilfs- und Wiederaufbaumaßnahmen nach 
Naturkatastrophen in Zusammenarbeit mit den Kooperationspartnern der OSZE im 
Mittelmeerraum und den asiatischen Partnern; 

60. fordert die Teilnehmerstaaten auf, der OSZE bei der Koordination der ökonomischen 
und ökologischen Aktivitäten in enger Zusammenarbeit mit der Wirtschaftskom-
mission der Vereinten Nationen für Europa behilflich zu sein; 

im Bereich von Good Governance: 

61. empfiehlt den Parlamenten der Teilnehmerstaaten, auf die Unterzeichnung und Ratifi-
kation der Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Terrorismus, Korruption 
und grenzüberschreitende organisierte Kriminalität hinzuwirken; 

62. fordert die Teilnehmerstaaten auf, das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und 
Verbrechensbekämpfung in seinem Kampf gegen Terrorismus und grenzüberschrei-
tende organisierte Kriminalität zu unterstützen und mit ihm aktiv zusammenzuarbeiten; 

63. empfiehlt den Parlamenten der Teilnehmerstaaten, zur Entwicklung kleiner und mitt-
lerer Unternehmen zu ermutigen und Initiativen für technische Hilfe und Ausbildung 
zu fördern; 

64. unterstreicht die Notwendigkeit, Beschäftigungsinitiativen für Frauen zu unterstützen, 
insbesondere in den Volkswirtschaften der Reformstaaten; 

65. legt den Teilnehmerstaaten eindringlich nahe, gegen die Diskriminierung von Frauen 
auf dem Arbeitsmarkt vorzugehen, insbesondere was ihren Zugang zu leitenden Funk-
tionen betrifft; 

im Energiebereich: 

66. fordert die Teilnehmerstaaten nachdrücklich auf, die Kooperation im Energiebereich 
sowie den Dialog zwischen den Liefer- und den Verbraucherländern zu fördern und 
den Vertrag über die Energiecharta zu unterstützen; 

67. unterstreicht, dass die Energiesicherheit eine verlässliche Versorgung, den ungehin-
derten Transit und die Transportsicherheit für natürliche Ressourcen voraussetzt und 
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von den Interessen sowohl der Lieferanten als auch der Verbraucher ausgehen und 
diese mit einbeziehen sollte; 

68. legt den Teilnehmerstaaten dringend nahe, den freien und offenen Handel, insbeson-
dere im Energiesektor, zu fördern; 

69. empfiehlt den Teilnehmerstaaten, für ihre Energieversorgung langfristige Verträge 
abzuschließen;

70. betont die Wichtigkeit des Aufbaus einer Energieinfrastruktur im OSZE-Raum ange-
sichts der Umweltbedrohungen in den als besonders anfällig zu bezeichnenden Berei-
chen und der Interessen anderer Teilnehmerstaaten im Bereich der Energiesicherheit; 

71. ermutigt die Teilnehmerstaaten, Mechanismen zu schaffen, um Krisensituationen und 
Versorgungsengpässe zu bewältigen; 

72. unterstreicht die Notwendigkeit, die Anforderungen des Wirtschafswachstums und der 
Energiesicherheit mit jenen des Umweltschutzes in Einklang zu bringen; 

73. legt den Teilnehmerstaaten dringend nahe, der Entwicklung und dem breiteren Einsatz 
umweltfreundlicher, alternativer und erneuerbarer Energiequellen große Bedeutung 
beizumessen und die Verbraucher gleichzeitig zum Energiesparen zu ermutigen; 

74. unterstreicht die Wichtigkeit von Substitutionsenergie und erneuerbaren Energie-
quellen und die Notwendigkeit, Forschungsstrategien im Bereich der Energietechno-
logie zu entwickeln; 

75. empfiehlt den Parlamenten der Teilnehmerstaaten, auf die Unterzeichnung und Ratifi-
kation des Protokolls von Kyoto hinzuwirken; 

76. legt der internationalen Gemeinschaft dringend nahe, an den Plänen zur Errichtung 
eines neuen „Sarkophags“ für das Kernkraftwerk Tschernobyl mitzuwirken, und 
fordert die Teilnehmerstaaten nachdrücklich auf, bei einem Atomunfall für Trans-
parenz zu sorgen und entsprechende Koordinationspläne auszuarbeiten. 
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KAPITEL III 

DEMOKRATIE, MENSCHENRECHTE UND HUMANITÄRE FRAGEN 

1 Die Wahlbeobachtungsaktivitäten der OSZE 

77. Unter Hinweis auf die Verpflichtungen, die die OSZE-Teilnehmerstaaten mit der 
Verabschiedung des Aktionsplans 2004 zur Förderung der Gleichstellung von Frauen 
und Männern eingegangen sind, 

78. in Bekräftigung der Bestimmungen im Dokument des Kopenhagener Treffens der 
Konferenz über die menschliche Dimension der KSZE (1990), einschließlich der 
Verpflichtungen der Teilnehmerstaaten in Bezug auf die Abhaltung demokratischer 
Wahlen,

79. mit der Feststellung, dass diese Verpflichtungen durch die einschlägigen Bestim-
mungen der Ministererklärung von Lissabon (1996) und der Ministererklärung von 
Istanbul (1999) samt der auf dem Gipfeltreffen von Istanbul verabschiedeten Erklärung 
und Europäischen Sicherheitscharta (1999) ergänzt wurden, 

80. in Bekräftigung ihrer Entschlossenheit, diesen Verpflichtungen nachzukommen, 

81. in Bekräftigung der Bestimmungen in der von der Parlamentarischen Versammlung 
auf ihrer Tagung im Juli 2005 in Washington verabschiedeten Entschließung zur 
Verbesserung der Umsetzung der OSZE-Wahlstandards und -verpflichtungen und der 
Wirksamkeit der Wahlbeobachtungsaktivitäten der OSZE, 

82. mit der Feststellung, dass die Präsenz der OSZE, wie auch jene anderer einschlägiger 
internationaler Organisationen, unbestreitbar ein wichtiges Element in der Beurteilung 
des demokratischen Charakters von Wahlen darstellt, 

83. in Kenntnis der Kompetenz der Parlamentarischen Versammlung der OSZE und des 
BDIMR im Hinblick auf die Unterstützung der Teilnehmerstaaten bei der Erfüllung 
der Verpflichtungen und Standards in Wahlangelegenheiten, 

84. erfreut über die Fortsetzung der effizienten Zusammenarbeit zwischen der Parlamen-
tarischen Versammlung der OSZE und dem BDIMR im Bereich der Wahlbeobach-
tung,

85. in Unterstützung des vom Amtierenden Vorsitzenden und vom Präsidenten der Parla-
mentarischen Versammlung 1997 unterzeichneten Kooperationsabkommens, 

86. eingedenk der Tatsache, dass das politische Sachwissen und Urteilsvermögen der 
Parlamentarier ebenso wie ihre Stellung als gewählte Politiker den Wahlbeobachtungs-
missionen jene Sichtbarkeit und Glaubwürdigkeit verleiht, über die nur gewählte 
Amtsträger verfügen – 

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 
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87. empfiehlt den OSZE-Teilnehmerstaaten, alle bestehenden Verpflichtungen in 
Wahlangelegenheiten zu berücksichtigen und gleichzeitig zu gewährleisten, dass diese 
Verpflichtungen bei Wahlen in allen Teilnehmerstaaten eingehalten werden, und unbe-
dingt zu verhindern, dass mit zweierlei Maß gemessen wird; 

88. fordert die Parlamentarische Versammlung nachdrücklich auf, mit technischer und 
logistischer Unterstützung und mit Hilfe der Langzeitbeobachter des BDIMR unter 
Einhaltung – und wenn möglich Verstärkung – des Kooperationsabkommens in den 
Wahlbeobachtungsmissionen der OSZE weiterhin eine politische Führungsposition zu 
übernehmen; 

89. ermutigt die Parlamentarische Versammlung der OSZE, auch weiterhin im Vorfeld 
von Wahlen Kurzbesuche durchzuführen, was mitunter dazu beitragen kann, eine 
realistische Vorstellung vom Verlauf eines Wahlkampfs zu gewinnen; 

2 Die Abschaffung von „Ehrendelikten“ in den OSZE-Teilnehmerstaaten 

90. mit der Feststellung, dass archaische Familientraditionen wie Zwangsehen, so 
genannte Ehrendelikte und Blutrache in manchen OSZE-Teilnehmerstaaten nach wie 
vor gang und gäbe sind, 

91. mit der Feststellung, dass diese Praktiken gegen die Menschenwürde verstoßen und die 
Grundrechte des Menschen verletzen, 

92. mit Bedauern feststellend, dass viele dieser Praktiken straflos bleiben oder weniger 
streng geahndet werden als andere Straftaten, 

93. mit der Feststellung, dass diese Praktiken auch in Zuwanderergemeinden anzutreffen 
und geeignet sind, die Integration der Zuwanderer in die Gesellschaft des Gastlandes 
zu erschweren, 

94. erfreut darüber, dass NROs die Opfer dieser Praktiken unterstützen und zur Sensibili-
sierung der Öffentlichkeit beitragen – 

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

95. ruft die OSZE-Teilnehmerstaaten auf, gesetzliche und bildungspolitische Maßnahmen 
zu ergreifen, um diese unwürdigen und die Menschenrechte verletzenden Praktiken 
auszumerzen; 

3 Die parlamentarische Kontrolle über die Polizei- und Sicherheitsdienste in den OSZE-
Teilnehmerstaaten

96. mit der Feststellung, dass es in einigen OSZE-Teilnehmerstaaten eine parlamentarische 
Kontrolle der Polizei- und Sicherheitsdienste gibt, 

97. nachdrücklich betonend, dass diese Art der Kontrolle ausschlaggebend für die 
Gewährleistung der Menschenrechte und Grundfreiheiten im Rahmen eines Rechts-
staats ist, 

98. in Anerkennung der Notwendigkeit, das richtige Gleichgewicht zwischen dem Schutz 
der nationalen Sicherheit und der Menschenrechte zu finden, 
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99. mit der Feststellung, dass das Fehlen einer parlamentarischen Kontrolle auf das Erbe 
der Vergangenheit zurückzuführen bzw. die Folge eines erst vor kurzem erfolgten 
Übergangs zu demokratischen Institutionen ist – 

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

100. legt den OSZE-Teilnehmerstaaten, in denen es noch keine parlamentarische Kontrolle 
gibt, nahe, eine solche zu entwickeln, um Machtmissbrauch und jedes gegen die 
Menschenrechte verstoßende Fehlverhalten zu verhindern; 

101. ruft die OSZE-Teilnehmerstaaten, in denen es eine parlamentarische Kontrolle der 
Polizei- und Sicherheitsdienste gibt, auf, jenen Staaten, in denen dies nicht der Fall ist, 
jede erforderliche Hilfe zu leisten; 

4 Verstärkung des Schutzes der Angehörigen nationaler Minderheiten in den 
OSZE-Teilnehmerstaaten 

102. in Bekräftigung der Bestimmungen der von der Parlamentarischen Versammlung der 
OSZE auf ihrer Tagung im Juli 2004 in Edinburgh verabschiedeten Entschließung über 
nationale Minderheiten, 

103. in Bekräftigung der Tatsache, dass eine pluralistische und wahrhaft demokratische 
Gesellschaft nicht nur die ethnische, kulturelle, sprachliche und religiöse Identität jedes 
einzelnen Angehörigen einer nationalen Minderheit achten, sondern auch die Voraus-
setzungen dafür schaffen muss, dass diese Identität über nichtstaatliche, politische und 
administrative Gremien zum Ausdruck gebracht, bewahrt und weiterentwickelt werden 
kann – 

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

104. bekräftigt ihre Entschlossenheit, jeden Schritt zum Abbau starrer Rechtsvorschriften 
hinsichtlich der sprachlichen Rechte und des Erwerbs der Staatsbürgerschaft zu 
fördern;

105. bekräftigt ihre Entschlossenheit, jeden Schritt im Bildungswesen für Minderheiten zu 
fördern, und verweist insbesondere auf Fälle, in denen Programme zur gleichberech-
tigten Integration von Minderheiten eng mit Einbürgerungsverfahren verknüpft sind; 

5 Förderung der Religions- und Glaubensfreiheit in den OSZE-Teilnehmerstaaten

106. mit Bedauern feststellend, dass in manchen OSZE-Teilnehmerstaaten noch immer 
Rechtsvorschriften in Kraft sind, die Religionsgemeinschaften diskriminieren, 

107. ferner mit Bedauern feststellend, dass sich diese religiöse Intoleranz in gewissen Fällen 
auch im Bildungswesen und in der Presse bemerkbar macht, 

108. eingedenk der Tatsache, dass der Rechtsstellung der örtlichen und zugewanderten 
muslimischen Minderheiten und Mehrheiten in den OSZE-Teilnehmerstaaten beson-
dere Aufmerksamkeit zukommen muss – 

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 
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109. ruft die OSZE-Teilnehmerstaaten auf, alle notwendigen Maßnahmen gegen diese 
Diskriminierung und zur Förderung der Religions- und Glaubensfreiheit zu ergreifen; 

110. ersucht die OSZE-Teilnehmerstaaten, zu gewährleisten, dass es jedem Menschen 
freisteht, eine Religion auszuüben oder nicht; 

111. ruft die OSZE-Teilnehmerstaaten auf, alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um 
alle Formen von Diskriminierung aufgrund der Religion oder des Glaubens zu besei-
tigen und zwischen den Gemeinschaften einen echten Dialog im Geiste der Toleranz 
zu fördern; 

112. fordert die OSZE-Teilnehmerstaaten nachdrücklich auf, die freie Meinungsäußerung 
als Voraussetzung dafür, dass die Menschen in den Genuss ihrer Grundrechte und 
demokratischen Rechte kommen, zu gewährleisten; 

113. ruft die OSZE-Teilnehmerstaaten auf, sich die Erfahrungen jener Teilnehmerstaaten 
zunutze zu machen, in denen seit langem Toleranz und das friedliche Zusammenleben 
unterschiedlicher Religionsgemeinschaften praktiziert wird; 

6 Verhaltenskodex für die Mitarbeiter von OSZE-Missionen 

114. in Bekräftigung der Bestimmungen der von der Parlamentarischen Versammlung auf 
ihrer Tagung im Juli 2005 in Washington verabschiedeten Entschließung über die 
notwendige Verschärfung des für die Mitarbeiter von OSZE-Missionen geltenden 
Verhaltenskodex,

115. erneut die Notwendigkeit unterstreichend, hinsichtlich der Integrität, der Verant-
wortung und der Transparenz in allen Aktivitäten der OSZE höchste moralische Maß-
stäbe anzulegen – 

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

116. ersucht die OSZE-Teilnehmerstaaten, gemäß dem 2004 in Sofia verabschiedeten 
Aktionsplan zur Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern Frauen zur 
Teilnahme an Konfliktverhütung und Krisenmanagement und am Wiederaufbau nach 
Konfliktende zu ermutigen; 

117. nimmt Kenntnis vom Engagement einiger führender Politiker, die dafür sorgen, dass 
gesetzeswidrigen Handlungen durch eine bessere Ausbildung der Mitarbeiter von 
Missionen, an denen OSZE-Länder beteiligt sind, sowie durch eine strikte Anwendung 
der geltenden Vorschriften Einhalt geboten wird, 

118. legt den politischen Verantwortlichen nahe, jeden Verstoß gegen diesen Verhaltens-
kodex mit größter Strenge zu bestrafen; 

7 Kampf gegen Gewalt und alle Formen der Ausbeutung und des Missbrauchs gegen-
über Kindern 

119. mit der Feststellung, dass trotz vorhandener völkerrechtlicher Instrumente viele Kinder 
in den OSZE-Teilnehmerstaaten nach wie vor Opfer aller Arten von Gewalt, Ausbeu-
tung und Missbrauch werden, 
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120. mit Bedauern über die begrenzte Wirksamkeit der Politik, mit der die Staaten bisher 
gegen dieses Übel vorgingen, 

121. eingedenk der Tatsache, dass die Anwendung einer globalen Strategie wichtig ist, um 
einen rechtlichen und sozialen Rahmen zu bieten, der ein wirksameres Vorgehen gegen 
alle Formen von Gewalt, Ausbeutung und Missbrauch gegenüber Kindern ermöglicht – 

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

122. bekräftigt, dass die OSZE-Teilnehmerstaaten unbedingt gegen alle Formen von 
Gewalt, Ausbeutung und Missbrauch gegenüber Kindern vehement, entschlossen und 
wirksam vorgehen müssen; 

123. fordert die OSZE-Teilnehmerstaaten auf,

a. gemeinsame Schutznormen für alle Staaten einzuführen, unter besonderer 
Berücksichtigung des Begriffs des Kindeswohls und der Definition der Straf-
taten, denen Kinder zum Opfer fallen, 

b. auf internationaler wie auch nationaler Ebene und vor Ort Aktionspläne zu 
erstellen, um Gewalt, Ausbeutung und Missbrauch gegenüber Kindern, insbe-
sondere in der Familie, in der Schule, in Betreuungseinrichtungen und in der 
Gemeinschaft, auszumerzen, 

c. in jedem OSZE-Teilnehmerstaat eine Kindern direkt zugängliche unabhängige 
Kinderanwaltschaft einzurichten und Informationen über Kinder in einer natio-
nalen Datei zu sammeln, um ihnen einen besseren Schutz bieten zu können, 

d. die staatlichen Behörden, die in den OSZE-Teilnehmerstaaten für den Schutz 
von Kindern zuständig sind, zu einer stärkeren Zusammenarbeit zu veranlassen, 

e. unter Kindern und Erwachsenen Aufklärungsarbeit im Hinblick auf die Aufde-
ckung und Bekämpfung von Missbrauchsfällen zu leisten, 

f. Entwicklungsstrategien einzuführen, die verhindern, dass Kinder als Soldaten 
oder Arbeitskräfte eingesetzt werden, 

g. Mechanismen zur Überwachung der nationalen Politik zur Bekämpfung von 
Gewalt, Ausbeutung und Missbrauch gegenüber Kindern zu schaffen. 
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ENTSCHLIESSUNG ÜBER 
DIE BEKÄMPFUNG DES KINDERHANDELS UND DER AUSBEUTUNG

VON KINDERN FÜR PORNOGRAPHISCHE ZWECKE

1. In Anerkennung der Tatsache, dass Kinderpornographie ein Milliarden-Dollar-
Geschäft ist, in einer Größenordnung von geschätzten 100.000 kinderpornographischen
Websites im Internet im Jahr 2001, das zum Missbrauch und zur Ausbeutung von 
Kindern in der gesamten OSZE-Region und darüber hinaus beiträgt, 

2. tief besorgt über die Auswirkungen dieser Form von Missbrauch und Ausbeutung auf 
das Wohlergehen von Kindern, 

3. unter Hinweis auf die von den Teilnehmerstaaten in Istanbul vereinbarten Verpflich-
tungen, „Maßnahmen [zu] ergreifen, um jede Form der Diskriminierung von Frauen zu 
beseitigen und der Gewalt gegen Frauen und Kinder, der sexuellen Ausbeutung und 
jeder Form des Menschenhandels ein Ende zu setzen,“ und „für die Verabschiedung 
oder Verschärfung von Gesetzen ein[zu]treten, die die Täter zur Verantwortung ziehen 
und den Opferschutz verbessern“, 

4. in Kenntnis der Tatsache, dass – wie aus Berichten hervorgeht – einer der Zwecke, für 
die innerhalb eines Landes oder international mit Kindern Handel betrieben wird, die 
Herstellung von pornographischem Material ist, 

5. unter Hinweis auf die Erklärung von Edinburgh der Parlamentarischen Versammlung 
der OSZE, in der die Teilnehmerstaaten aufgefordert wurden, das Fakultativprotokoll 
zum Übereinkommen über die Rechte des Kindes betreffend den Verkauf von Kindern, 
die Kinderprostitution und die Kinderpornographie sowie das Übereinkommen 182 der 
Internationalen Arbeitsorganisation zu unterzeichnen und zu ratifizieren, die dazu auf-
rufen, unverzüglich für ein Verbot der schlimmsten Formen der Kinderarbeit ein-
schließlich Kinderprostitution und Kinderpornographie tätig zu werden, 

6. unter Hinweis darauf, dass der Ministerrat 2005 in seinem Beschluss von Laibach 
unter Hinweis auf die internationalen Verpflichtungen jener OSZE-Teilnehmerstaaten, 
die das Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über die Rechte des Kindes betref-
fend den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und die Kinderpornographie 
unterzeichnet und ratifiziert haben, 2004 in seinem Beschluss von Sofia unter Hinweis 
auf die besondere Schutz- und Hilfsbedürftigkeit von Kindern als Opfer von 
Menschenhandel und 2000 in seinem Beschluss von Wien, der alle Teilnehmerstaaten 
aufruft, das Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über die Rechte des Kindes 
betreffend den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und die Kinderporno-
graphie zu unterzeichnen und zu ratifizieren, dem Thema unverminderte Aufmerksam-
keit zukommen ließ, 

7. mit Bedauern über die sexuelle Ausbeutung und den Missbrauch von Kindern durch 
Prostitution und Pornographie, 

8. in Kenntnis der Tatsache, dass, – wie Forschung und Erfahrungen bei der Strafverfol-
gung belegen – wer im Besitz von Kinderpornographie ist, mit hoher Wahrscheinlich-
keit auch Kinder in irgendeiner Weise sexuell missbraucht, 
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9. in der Erkenntnis, dass Kinderschänder in immer größerer Zahl Heimcomputer und die 
Internet-Technologie dazu verwenden, um ihre kinderpornographischen Sammlungen 
anzulegen, zu verwalten, zu pflegen und zu erweitern, 

10. in Anerkennung der Tatsache, dass durch die Herstellung und den Vertrieb von 
Kinderpornographie mittels Heimcomputer und Internet-Technologie der Vertrieb 
dieser Bilder eine neue Dimension erhalten hat, da dadurch die Schranken für den 
Besitz und die Weitergabe abgebaut und die Kosten für die Herstellung und den 
Vertrieb, auch über Staatsgrenzen hinweg, gesenkt wurden, 

11. in Anerkennung der Tatsache, dass das Leben der durch Kinderpornographie 
ausgebeuteten Kinder nie mehr so sein wird, wie zuvor, nicht nur als Folge des sexu-
ellen Missbrauchs, den die Herstellung pornographischen Materials mit sich bringt, 
sondern auch, weil die auf Film oder Video dokumentierte Ausbeutung auf Dauer 
festgehalten ist, da kinderpornographische Bilder, die in den frei zugänglichen Bereich, 
unter anderem in den virtuellen Raum, gestellt werden, von dort nicht mehr entfernt 
werden können und möglicherweise für immer in Umlauf bleiben, weshalb das Kind 
immer wieder zum Opfer wird, wenn seine Bilder erneut betrachtet werden, 

12. mit größtem Bedauern feststellend, dass kein Land gegen diese Form der sexuellen 
Ausbeutung von Kindern gefeit ist, 

13. in Kenntnis der Tatsache, dass Personen, die Kinderpornographie herstellen oder 
verbreiten, sich der strafrechtlichen Verantwortung entziehen können, indem sie in 
Ländern tätig sind, in denen es keine strengen Gesetze gegen Kindesmissbrauch und 
Kinderpornographie gibt, 

14. erfreut über die Bemühungen von Interpol um Bekämpfung der Kinderpornographie, 
einschließlich der Gründung eines Internationalen Ressourcenzentrums für die Öffent-
lichkeit und die Strafverfolgungsorgane zum Thema Kinderpornographie in Zusam-
menarbeit mit dem Internationalen Zentrum für vermisste und ausgebeutete Kinder, 

15. mit Anerkennung für das Internationale Zentrum für vermisste und ausgebeutete 
Kinder für seine Forschungsarbeit und den Bericht Child Pornography: Model Legis-

lation & Global Review (2006), aus dem hervorgeht, dass in vielen OSZE-Staaten die 
Verabschiedung oder Verschärfung von Gesetzen notwendig ist, die Kinderporno-
graphie und einschlägige Aktivitäten unter Strafe stellen – 

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

16. verurteilt den sexuellen Missbrauch und die Ausbeutung von Kindern einschließlich 
durch Kinderpornographie und damit zusammenhängende Straftaten; 

17. ruft die OSZE-Teilnehmerstaaten auf, sicherzustellen, dass das Herstellen, Vertreiben, 
Verbreiten, Einführen, Ausführen, Anbieten, Verkaufen oder Besitzen von Kinder-
pornographie und jeder Versuch, eine dieser Handlungen zu begehen, sowie jede 
Mittäterschaft oder Teilnahme an einer dieser Handlungen in vollem Umfang vom 
nationalen Strafrecht erfasst werden, gleichviel ob diese Straftaten im Inland oder 
grenzüberschreitend von einem Einzelnen oder auf organisierte Weise begangen 
werden, und mit angemessenen Strafen, die der Schwere der Taten Rechnung tragen, 
bedroht werden; 
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18. fordert die Teilnehmerstaaten nachdrücklich auf, die rechtlichen Grundlagen für 
gezielte Maßnahmen zur Bekämpfung des Vertriebs von kinderpornographischem 
Material über das Internet zu schaffen; 

19. fordert die OSZE-Teilnehmerstaaten nachdrücklich auf, auf dem Ministerratstreffen 
von Brüssel eine umfassende Strategie zur Bekämpfung der Kinderpornographie in der 
gesamten OSZE-Region zu beschließen, einschließlich einer verstärkten Zusammen-
arbeit, die es den Strafverfolgungsorganen ermöglicht, offensiv zu ermitteln und die 
für die sexuelle Ausbeutung von Kindern und damit zusammenhängende Straftaten 
Verantwortlichen strafrechtlich zu verfolgen; 

20. fordert die Teilnehmerstaaten nachdrücklich auf, auf den jährlichen Wintertagungen 
regelmäßig über die Tätigkeit nationaler Organe zur Bekämpfung des Kinderhandels 
und der Ausbeutung von Kindern durch Prostitution und Pornographie zu informieren; 

21. ermutigt die OSZE-Teilnehmerstaaten, in Zusammenarbeit mit Nichtregierungsorgani-
sationen und geeigneten Vertretern der Industrie Maßnahmen zu ergreifen, um die 
Nachfrage nach Kinderpornographie zu verringern; 

22. ermutigt die OSZE-Teilnehmerstaaten, eventuell in Zusammenarbeit mit Nichtregie-
rungsorganisationen die Einrichtung von Telefon- oder Internet-Hotlines in Erwägung 
zu ziehen, über die anonym Fälle von Kinderpornographie im Internet gemeldet 
werden können, so dass die Strafverfolgungsbehörden Ermittlungen aufnehmen 
können;

23. ermutigt die OSZE-Teilnehmerstaaten, im Zuge der strafrechtlichen Ermittlungen 
wegen Kinderpornographie Daten darüber zu sammeln, ob mit dem betroffenen Kind 
bzw. den betroffenen Kindern zum Zwecke der Herstellung von Kinderpornographie 
im Inland oder international Handel betrieben wurde; 

24. erinnert die OSZE-Teilnehmerstaaten an ihre Verpflichtungen, den vom Menschen-
handel Betroffenen Schutz und Hilfe zukommen zu lassen und Kinder vor allen 
Formen der Gewalt, einschließlich der sexuellen Ausbeutung, zu schützen, und betont, 
dass es wichtig ist, die besondere Schutz- und Hilfsbedürftigkeit von Kindern zu 
beachten; 

25. ersucht die OSZE-Gruppe Strategische Polizeiangelegenheiten, zu prüfen, auf welche 
Weise die OSZE die Teilnehmerstaaten bei der Bekämpfung der Kinderpornographie – 
unter anderem durch Weitergabe von Informationen, gemeinsame Datenbanken und 
Fachausbildungsprogramme – unterstützen kann; 

26. ersucht das OSZE-Büro für demokratische Institutionen und Menschenrechte, zu 
prüfen, auf welche Weise die OSZE die Teilnehmerstaaten bei der Bekämpfung der 
Kinderpornographie – unter anderem durch fachliche Hilfe bei der Ausarbeitung von 
Gesetzestexten – unterstützen kann; 

27. betont nachdrücklich die Notwendigkeit der Zusammenarbeit mit anderen interparla-
mentarischen Organisationen wie der Interparlamentarischen Union, der Parlamenta-
rischen Versammlung des Europarats und anderen, mit dem Ziel, gegen den Kinder-
handel und die Ausbeutung von Kindern für pornographische Zwecke effizienter und 
koordinierter vorzugehen. 
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ENTSCHLIESSUNG ÜBER 
DIE VERSTÄRKUNG DER ROLLE UND 

DIE STEIGERUNG DER EFFIZIENZ 
DER PARLAMENTARISCHEN VERSAMMLUNG DER OSZE 

1. Unter Berücksichtigung der tief greifenden Veränderungen, die sich in der politischen 
Landschaft innerhalb der OSZE in den letzten Jahren ereignet haben, sowie unter Beto-
nung der Notwendigkeit einer Anpassung der Organisation an die sich ändernden 
Herausforderungen im Sicherheitsbereich, an die Verbreitung und stärkere Verankerung 
demokratischer Werte und an die weitere Verbesserung der Koordination der OSZE-
Aktivitäten; 

2. unter Betonung der Tatsache, dass sich die Parlamentarische Versammlung der OSZE 
(PV) weiterhin eine offensive Agenda setzen wird, um bei der Herbeiführung von 
Frieden und Stabilität, bei der Verstärkung der Zusammenarbeit im Hinblick auf die 
Beurteilung der Erfüllung der Zielsetzungen der OSZE und bei der Stärkung und 
Konsolidierung demokratischer Institutionen in den OSZE-Teilnehmerstaaten mitzu-
wirken;

3. in Anerkennung der Notwendigkeit, die Reformen zur Verbesserung der bestehenden 
Instrumente und Ressourcen der PV im Interesse einer größeren Wirksamkeit der PV 
durchzuführen – 

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

4. betont die entscheidende Rolle der Parlamente und der Parlamentarier bei der Sicherung 
der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der Achtung der Menschenrechte sowohl 
auf nationaler als auch auf internationaler Ebene; 

5. unterstreicht die Notwendigkeit, in der PV für mehr Transparenz zu sorgen, damit sie 
ihren Aktivitäten in Ausübung der demokratischen Kontrolle im Rahmen ihrer Kompe-
tenzen größere Wirksamkeit verleihen kann; 

6. unterstreicht die Notwendigkeit einer wirksameren Durchsetzung der Mechanismen zur 
begleitenden Kontrolle der Arbeit der OSZE, zur Erhöhung der Effizienz der Organi-
sation und zur Gewährleistung eines höheren Maßes an Transparenz und Rechenschafts-
pflicht in der Organisation; 

7. ruft die OSZE und ihre Institutionen auf, mit der Parlamentarischen Versammlung der 
OSZE eng zusammenzuarbeiten, um Optionen für einen umfassenden und wirksamen 
Follow-up-Mechanismus in der menschlichen Dimension zu erarbeiten; 

8. ruft die Parlamentarier in den OSZE-Teilnehmerstaaten auf, sich dafür einzusetzen, dass 
die Entschließungen der PV in die nationale Gesetzgebung einfließen, bzw. auf deren 
Durchsetzung in der nationalen Politik hinzuarbeiten; 

9. betont die Notwendigkeit einer aktiveren Koordination zwischen der PV und den 
Parlamenten der OSZE-Teilnehmerstaaten im Hinblick auf eine wirksamere Umsetzung 
der Entschließungen der PV; 
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10. unterstreicht die Notwendigkeit einer wirksamen Kontrolle der PV über die Umsetzung 
ihrer Entschließungen und Beschlüsse und die Notwendigkeit gegenseitiger Unter-
stützung und einer engeren Zusammenarbeit mit der Führungsebene der OSZE in Fragen 
der Umsetzung und Durchsetzung der OSZE-Beschlüsse; 

11. unterstreicht erneut, dass es im Interesse einer größeren Wirksamkeit der Arbeit der 
Organisation geboten ist, die OSZE wie auch die PV zu reformieren, um eine flexiblere 
Form der Beschlussfassung einzuführen;

12. nimmt die bedeutende Rolle der Parlamente bei der Schaffung des politischen Klimas 
für Konfliktverhütung und -beilegung unter anderem durch die Entwicklung der 
Demokratie und des Schutzes der Menschenrechte zur Kenntnis und unterstreicht die 
Notwendigkeit, die Aktivitäten der PV zu verstärken und entsprechende Mechanismen 
auszuarbeiten, die die Konfliktverhütung, die Krisenbewältigung auf friedlichem und 
politischem Wege und den Wiederaufbau nach Konflikten erleichtern und zudem den 
Frieden und die Stabilität in der Region stärken; 

13. unterstreicht die Notwendigkeit einer engeren und wirksameren Zusammenarbeit mit der 
Führungsebene der OSZE in Fragen der territorialen Integrität und der Unverletzlichkeit 
der Staatsgrenzen der OSZE-Teilnehmerstaaten, um eine rigorose Umsetzung der inter-
national anerkannten Rechtsnormen zu gewährleisten; 

14. stellt fest, dass demokratische Werte auch in Ländern mit einer entwickelten Demokratie 
ständig weiterentwickelt, gestärkt und geschützt werden müssen, nimmt zur Kenntnis,
dass den Parlamenten in dieser Hinsicht eine wesentliche Rolle zukommt, da sie ein 
Garant für Rechtsstaatlichkeit sind, und unterstreicht die Notwendigkeit, die diesbezüg-
lichen Aktivitäten der PV, insbesondere in den neuen Demokratien, zu verstärken; 

15. ist der Ansicht, dass die Abhaltung gleicher, fairer und transparenter Wahlen ein Grund-
element der Demokratie in den Staaten ist, und betont nachdrücklich die Notwendigkeit, 
nicht nur weitere Empfehlungen abzugeben, sondern auch Mechanismen zu schaffen, 
die gewährleisten, dass die OSZE-Standards für freie, faire und demokratische Wahlen 
eingehalten werden; 

16. unterstreicht die Notwendigkeit, die Zusammenarbeit mit anderen parlamentarischen 
Institutionen wie etwa der Parlamentarischen Versammlung des Europarats, der Parla-
mentarischen Versammlung der NATO und dem Europäischen Parlament weiter zu 
entwickeln, und ruft eindringlich auf, nach neuen Wegen zur Koordinierung der Aktivi-
täten zu suchen, um gemeinsame Ziele zu verwirklichen und Doppelarbeit zu ver-
meiden; 

17. betont die Notwendigkeit einer engeren und wirksameren Zusammenarbeit der 
PV-Führung mit den parlamentarischen Delegationen im Interesse einer zeitgerechten 
und angemessenen Reaktion und der Formulierung einvernehmlicher Standpunkte in 
Bezug auf Entwicklungen in OSZE-Teilnehmerstaaten; 

18. unterstreicht die Notwendigkeit der Schaffung wirksamer Mechanismen für eine engere 
Zusammenarbeit zwischen den parlamentarischen Delegationen in der Zeit zwischen den 
Tagungen der PV. 
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ENTSCHLIESSUNG ZU
MOLDAU

1. Unter Hinweis auf die früheren Entschließungen des Parlamentarischen Versammlung 
der OSZE zu Moldau, die bisher von den Jahrestagungen verabschiedet wurden, 

2. in der Erkenntnis, dass das Bestehen eines ungelösten Konflikts in der Region 
Transnistrien der Republik Moldau eine Bedrohung für die Sicherheit und Stabilität in 
Europa darstellt, 

3. mit dem Ausdruck der Besorgnis darüber, dass der transnistrische Konflikt noch immer 
nicht beigelegt ist und dadurch den wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt in der 
Republik Moldau und ihre weitere Integration in europäische Strukturen sehr erschwert, 

4. erfreut über den im Parlament und in der Gesellschaft Moldaus erzielten Konsens, der 
transnistrischen Region eine weit gehende Autonomie anzubieten, 

5. in Bekräftigung der Unterstützung für die 2005 vorgeschlagenen Initiativen des 
Präsidenten der Ukraine, Wiktor Juschtschenko, und die Notwendigkeit betonend, dass 
alle betroffenen Parteien ihre Bemühungen um eine konsequente Umsetzung der 
Bestimmungen des ukrainischen Plans zur Regelung des Transnistrienproblems 
verstärken müssen, 

6. im Zusammenhang damit auf die vom moldauischen Parlament im Sommer 2005 
verabschiedeten Dokumente zur Umsetzung des ukrainischen Plans für eine Regelung 
hinweisend, der zur Demokratisierung und Entmilitarisierung der transnistrischen 
Region beitragen sollte, 

7. mit dem Ausdruck der Besorgnis über das gegenseitige Misstrauen zwischen den 
Entscheidungsträgern in Chi in u und Tiraspol und die fehlenden Fortschritte im Prozess 
der Konfliktbeilegung, 

8. in Anerkennung der im Laufe des letzten Jahres erzielten Fortschritte in Bezug auf die 
Sicherstellung der Entwicklung demokratischer Institutionen, von Medienfreiheit und 
Rechtsstaatlichkeit in der Republik Moldau, 

9. überzeugt, dass weitere Erfolge in diesem Prozess dem umfassenderen Prozess der 
Konfliktbeilegung zusätzliche Anstöße verleihen würden, 

10. erfreut über die gemeinsamen Bemühungen der Republik Moldau, der Ukraine und der 
Europäischen Union, insbesondere die Bemühungen der Mission der Europäischen 
Union zur Unterstützung des Grenzschutzes für die Republik Moldau und die Ukraine, 
zur Festigung von Sicherheit und Transparenz an der moldauisch-ukrainischen 
Staatsgrenze – 

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

11. begrüßt die Wiederaufnahme der Gespräche über eine Konfliktbeilegung im neuen 
„5+2”- Format und die verstärkten Bemühungen der Vermittler aus der Russischen 
Föderation, der Ukraine und der OSZE und die Einbeziehung der Europäischen Union 
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und der Vereinigten Staaten als Beobachter in die Verhandlungen über eine 
Konfliktbeilegung;

12. ist der Auffassung, dass die Ermittlung des rechtlichen Sonderstatus für die Region 
Transnistrien im Gefüge der Republik Moldau unter gleichzeitiger Festigung und 
Gewährleistung der Souveränität, Unabhängigkeit und territorialen Integrität der 
Republik Moldau das wesentliche Ziel des Prozesses zur Beilegung des Streites um 
Transnistrien darstellt; 

13. fordert die moldauische Regierung und die Verwaltung der Region Transnistrien 
nachdrücklich auf, mit Unterstützung der Vermittler und Beobachter aus der OSZE, der 
Russischen Föderation und der Ukraine und der Beobachter aus der Europäischen Union 
und den Vereinigten Staaten aktiv und nach Treu und Glauben Wege zu suchen, die zu 
einer umfassenden und dauerhaften politischen Regelung des Transnistrienkonflikts 
führen könnten; 

14. ist überzeugt, dass die letztendliche Lösung des Konflikts für die gesamte Bevölkerung 
der Republik Moldau annehmbar sein und die Einhaltung der OSZE-Prinzipien und 
international anerkannten Standards und Grundsätze einschließlich der 
Rechtsstaatlichkeit und der grundlegenden Menschenrechte und der Grundfreiheiten 
sicherstellen sollte; 

15. ist überzeugt, dass die Demokratisierung der Region Transnistrien zur Verwirklichung 
dieses Ziels beitragen würde; 

16. fordert die Behörden der Region Transnistrien nachdrücklich auf, die jüngsten der 
Zivilgesellschaft auferlegten Einschränkungen aufzuheben und die Voraussetzungen für 
die Einhaltung des Rechts auf Versammlungsfreiheit und auf freie Meinungsäußerung 
sicherzustellen;

17. ruft alle beteiligten Parteien auf, sich noch mehr um die Schaffung einer Internationalen 
Mission zu bemühen, die die Voraussetzungen für eine Demokratisierung und 
demokratische Institutionen in der Region Transnistrien beurteilen soll, mit dem Ziel, in 
der Region demokratische Wahlen unter internationaler Kontrolle abzuhalten, auf 
Grundlage der in die Rechtsordnung der Republik Moldau übernommenen OSZE-
Standards für demokratische Wahlen; 

18. betont, dass der Handel über die gesamte moldauisch-ukrainische Staatsgrenze hinweg 
ordnungsgemäß, transparent und nach international anerkannten Standards erfolgen 
sollte;

19. begrüßt diesbezüglich insbesondere die Tätigkeit der Mission der Europäischen Union 
zur Unterstützung des Grenzschutzes, die bereits zur Erhöhung der Transparenz an der 
moldauisch-ukrainischen Grenze beigetragen hat; 

20. fordert die Behörden in der Region Transnistrien nachdrücklich auf, Aktivitäten 
einzustellen, die geeignet sind, den freien Waren- und Personenverkehr über die 
Staatsgrenze hinweg oder zwischen dem rechten und dem linken Ufer zu 
beeinträchtigen;
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21. begrüßt die vorläufige Lösung für die „Dorotcaia-Frage”, die moldauischen Bauern 
freien Zugang zu ihrem Land ermöglicht, und ruft alle beteiligten Parteien auf, andere 
strittige Fragen in der Sicherheitszone auf ähnlich konstruktive Weise zu lösen; 

22. ruft alle Seiten zu zusätzlichen Bemühungen im Hinblick auf die Umwandlung des 
derzeitigen friedenserhaltenden Einsatzes in der Region in einen internationalen 
Mechanismus unter OSZE-Mandat auf;

23. fordert die moldauische Regierung und die Verwaltung der Region Transnistrien 
nachdrücklich auf, die Vereinbarung und Umsetzung der Elemente des Pakets 
vertrauens- und sicherheitsbildender Maßnahmen voranzutreiben, die ihnen von den 
Vermittlern im Sommer 2005 vorgeschlagen wurden; 

24. betont erneut, wie wichtig es ist, dass sich die Republik Moldau an die Prinzipen 
Demokratie, Schutz der Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit, einschließlich 
Unabhängigkeit der Justiz, hält, verweist im Zusammenhang damit auf das umstrittene 
Gerichtsurteil gegen Valeriu Pasat, das unter dem Gesichtspunkt international 
akzeptierter Justizstandards zu Besorgnis Anlass gibt, und empfiehlt, dass das 
Parlamentarierteam für Moldau sich eingehend mit den rechtlichen und 
menschenrechtlichen Aspekten des Falles Pasat auseinander setzt und die Versammlung 
über ihre Erkenntnisse unterrichtet; 

25. nimmt Kenntnis von der Entscheidung des Europäischern Gerichtshofs für 
Menschenrechte im Fall der Ilascu-Gruppe und fordert im Zusammenhang damit 
nachdrücklich, alle notwendigen Schritte zu unternehmen, damit die beiden Personen 
umgehend freigelassen werden, die sich nach wie vor rechtswidrig in der Region 
Transnistrien in Haft befinden; 

26. appelliert an die Russische Föderation, den Prozess des Abzugs ihrer Truppen und 
Munition aus dem Hoheitsgebiet der Republik Moldau im Einklang mit den auf dem 
Gipfeltreffen von Istanbul 1999 eingegangenen Verpflichtungen wieder aufzunehmen 
und rasch zum Abschluss zu bringen; 

27. verleiht der Überzeugung Ausdruck, dass ein Dialog zwischen den Gesetzgebern 
beiderseits des Flusses Nistru/Dnjestr helfen würde, das gegenseitige Vertrauen zu 
vergrößern;

28. bekräftigt die Bereitschaft des Parlamentarierteams für die Republik Moldau der 
Parlamentarischen Versammlung der OSZE, den Dialogprozess zu unterstützen und 
damit zur Beschleunigung des Prozesses zur Beilegung des Transnistrienkonflikts 
beizutragen.
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ENTSCHLIESSUNG ZU 
AFGHANISTAN

1. In Bekräftigung der Bedeutung eines regionalen Ansatzes für die drei Dimensionen der 
Sicherheit, einschließlich des Kampfes gegen Terrorismus und Drogenhandel, 

2. unterstreichend, dass Afghanistan durch seine Präsenz als OSZE-Kooperationspartner 
zur Sicherheit aller Teilnehmerstaaten beiträgt, 

3. in Kenntnis der beachtlichen Fortschritte, die in Kabul und den Provinzen im Norden 
und Nordwesten in Bezug auf die Erhaltung der politischen und militärischen Sicherheit, 
die Förderung der Wirtschaftsentwicklung und der Menschenrechte gemacht wurden, 

4. unter Hinweis auf den grundlegenden Schritt, der mit der Abhaltung demokratischer 
Wahlen zu einer gesetzgebenden Versammlung im September 2005 getan wurde, und 
die Empfehlungen der OSZE und ihres Wahlunterstützungteams in Afghanistan 
unterstützend,

5. höchst erfreut über die feierliche Gründung der neuen Nationalversammlung und die 
anhaltenden Bemühungen der afghanischen Regierung, ihr ordnungsgemäßes 
Funktionieren abzusichern, 

6. den Afghanistan-Pakt vehement befürwortend, der auf der Londoner Konferenz am 
31. Januar 2006, bei der die OSZE Beobachterstatus hatte, geschlossen wurde, 

7. in Kenntnisnahme von Resolution 1659 des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, die 
den Pakt unterstützt, und von Resolution 1662, die die Hilfsmission der Vereinten 
Nationen in Afghanistan um ein weiteres Jahr verlängert, 

8. erfreut darüber, dass die Internationale Sicherheitsbeistandstruppe in Kabul ein sicheres 
Umfeld geschaffen hat und dass ihr Mandat im Einklang mit Resolution 1510 (2003) des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen auf die Aufstellung von Wiederaufbauteams in 
den Provinzen im Norden, Nordwesten und Süden des Landes ausgeweitet wurde, die 
die  afghanische Regierung bei deren Wiederaufbaubemühungen unterstützen sollen, 

9. unter Betonung der Verpflichtung der afghanischen Regierung zu Rechtsstaatlichkeit 
und der vollständigen Einhaltung der in der Verfassung Afghanistans enthaltenen 
Menschenrechtsbestimmungen,

10. in der Erkenntnis, dass der Kampf gegen Terrorismus und Drogenhandel nach wie vor 
wichtig ist, 

11. in der Erkenntnis, dass ein beträchtlicher Teil der Opiumerzeugnisse und des Heroins aus 
Afghanistan durch den Iran, durch Tadschikistan und andere Nachbarländer transportiert 
wird – 

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

12. sagt zu, die Teilnahme Afghanistans an den Aktivitäten der OSZE und anderer 
Kooperationspartner zu fördern; 
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13. bestärkt die OSZE-Teilnehmerstaaten darin, die vollständige Umsetzung des 
Afghanistan-Pakts zu unterstützen; 

14. begrüßt mit Genugtuung die von der afghanischen Regierung vorgelegte 
Entwicklungsstrategie und die Verpflichtungen der Teilnehmer der Londoner Konferenz 
vom Januar 2006 aus dem Afghanistan-Pakt; 

15. unterstützt mit Nachdruck den Kampf der afghanischen Regierung gegen den 
Drogenhandel, der in besonders enger Zusammenarbeit mit jenen OSZE-
Teilnehmerstaaten geführt wird, die gemeinsame Grenzen mit Afghanistan haben, und 
begrüßt die Aufnahme der Nationalen Drogenbekämpfungsstrategie auf der Londoner 
Afghanistan-Konferenz;

16. begrüßt die Ausweitung der Aufgaben der Internationalen Sicherheitsbeistandstruppe in 
den südlichen Provinzen und die Stärkung der Autorität der afghanischen Regierung in 
der Region; 

17. bietet der Hilfsmission der Vereinten Nationen in Afghanistan ihre bedingungslose Hilfe 
an;

18. empfiehlt, dass der Allgemeine Ausschuss für politische Fragen und Sicherheit – so, wie 
er es für sinnvoll hält – die Herausforderungen, die die Lage in Afghanistan für die 
Sicherheit im OSZE-Gebiet darstellt, sowie die Bedingungen für eine engere 
Zusammenarbeit mit den Vertretern Afghanistans in der Parlamentarischen 
Versammlung untersucht, mit dem Ziel, den Wiederaufbau des Landes zu unterstützen 
und dadurch größere Sicherheit für die Menschen in Afghanistan und die Völker aller 
Teilnehmerstaaten zu fördern. 
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ENTSCHLIESSUNG ÜBER 
RISIKOBEWÄLTIGUNG

1. Besorgt über die vielfältigen Aspekte der Kontrolle von Systemrisiken und über ihre in 
Zukunft zunehmende Bedeutung für die internationale und weltweite Sicherheit, 

2. im Wissen um ihre Auswirkungen auf die Aktivitäten der Organisation für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa, 

3. angesichts der Notwendigkeit, die Zusammenarbeit zwischen OSZE-Teilnehmerstaaten, 
OSZE-Kooperationspartnern im Mittelmeerraum und OSZE-Kooperationspartnern in 
diesem für den Schutz und die Gesundheit der Bürger und ihrer Umwelt sowie für die 
sozioökonomische Entwicklung der Nationen entscheidenden Bereich zu verstärken, 

4. unter Betonung der Notwendigkeit, konkrete Maßnahmen zur Kontrolle von 
Systemrisiken und wirksamen Bewältigung von Systemrisiken zu fördern, 

5. mit der Anregung, die OSZE möge eine kontinuierliche Partnerschaft mit dem 
International Risk Governance Council im Hinblick auf die Ausarbeitung und 
Durchführung eines Aktionsprogramms unter der Schirmherrschaft der OSZE 
eingehen – 

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

6. empfiehlt den OSZE-Teilnehmerstaaten, die Ausarbeitung eines Aktionsprogramms 
betreffend Sicherheit und die Kontrolle von Systemrisiken zu überlegen, das unter 
anderem folgende Bereichen erfassen sollte: 

a. einen umfassenderen Informationsaustausch zwischen den Ländern über künftige 
Risiken und ihre Strategien zur Erkennung, Abschätzung und Bewältigung; 

b. eine verbesserte Koordinierung bei der Erkennung, Abschätzung und Bewältigung 
grenzüberschreitender Systemrisiken; 

c. den Erfahrungsaustausch über Methoden für den Katastrophenschutz; 

d. den Austausch von aus tatsächlichen Ereignissen gewonnenen Erfahrungen zur 
Verstärkung der Risikokontrolle in allen OSZE-Teilnehmerstaaten, OSZE-
Kooperationspartnern im Mittelmeerraum und OSZE-Kooperationspartnern;  

e. die Einrichtung eines ständigen OSZE-Teams für Krisenbewältigung bestehend aus 
Experten für die Kontrolle von Systemrisiken, das direkt dem Vorsitz der OSZE 
zugeordnet ist und unverzüglich mobilisiert werden kann, wenn es in einem OSZE-
Land zu einer Krise kommt, sei sie atomarer, industrieller, militärischer Art oder 
durch ein Naturereignis verursacht; 

7. fordert die OSZE nachdrücklich auf, die Einrichtung einer Arbeitsgruppe zu überlegen, 
die mit den Vorarbeiten für diese Maßnahmen betraut wird und auch den 
OSZE-Kooperationspartnern im Mittelmeerraum und den OSZE-Kooperationspartnern 
offen steht. 
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ENTSCHLIESSUNG ÜBER  
DEN ILLEGALEN TRANSPORT VON KLEINWAFFEN UND LEICHTEN 

WAFFEN UND IHRER MUNITION AUF DEM LUFTWEG 

1. In Bekräftigung der wichtigen Rolle, die die wirtschaftliche Dimension und die 
verstärkte Zusammenarbeit zwischen den Teilnehmerstaaten als Beitrag zur 
Gewährleistung von Stabilität und Sicherheit im OSZE-Raum spielen können, und um 
Krisen und Sicherheitsbedrohungen im Einklang mit den Prinzipien abzuwenden, die im 
OSZE-Strategiedokument für die Wirtschafts- und Umweltdimension enthalten sind, das 
vom Ministerrat in Maastricht 2003 verabschiedet wurde, 

2. in Bekräftigung der Bedeutung des mehrdimensionalen OSZE-Konzepts der 
gemeinsamen, umfassenden, kooperativen und unteilbaren Sicherheit im Sinne der im 
OSZE-Strategiedokument enthaltenen Prinzipien zur Bewältigung der Bedrohungen für 
Sicherheit und Stabilität im 21. Jahrhundert,  

3. in Bekräftigung der Tatsache, dass der unerlaubte Handel unter anderem mit 
Kleinwaffen und leichten Waffen (SALW) zu den kriminellen und terroristischen 
Aktivitäten zählt, die eine Bedrohung für die Stabilität und Sicherheit sowohl im OSZE-
Gebiet als auch außerhalb desselben darstellen können, 

4. daran erinnernd, dass das OSZE-Dokument vom November 2000 über Kleinwaffen und 
leichte Waffen betont, dass das Kleinwaffenproblem fester Bestandteil der 
umfassenderen Bemühungen der OSZE in Bezug auf Frühwarnung, Konfliktverhütung,
Krisenbewältigung und Konfliktnachsorge sein sollte, 

5. erfreut über die Verabschiedung der acht Praxisleitfäden zu Kleinwaffen und leichten 
Waffen im November 2003 durch die Teilnehmerstaaten, 

6. in der Erkenntnis, dass die destabilisierende Anhäufung und unkontrollierte Verbreitung 
von Kleinwaffen Faktoren sind, die häufig zu einer Destabilisierung von Staaten, zur 
Behinderung der Konfliktverhütung, zur Verschärfung von Konflikten und – im 
günstigsten Falle einer friedlichen Lösung – zur Behinderung der Konsolidierung des 
Friedens und der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung führen, 

7. in der Erkenntnis, dass der unerlaubte Handel mit SALW eine Aushöhlung des 
Rechtsstaats und eine Schwächung bereits geschwächter Staaten nach sich zieht und dass 
die daraus entstehenden Konflikte die größte Bedrohung für die Freiheit und 
Unversehrtheit des Menschen darstellen, da sie unzählige Tote und Flüchtlinge 
hinterlassen, hauptsächlich unter der schutzbedürftigsten Gruppe der Bevölkerung, 
nämlich Kindern, Frauen und alten Menschen, 

8. die Initiative des OSZE-Vorsitzes Transport In The OSCE Area: Transport Network 

Security and Developing Transport to Reinforce Economic Cooperation and Stability

begrüßend,

9. in Kenntnis der Tatsache, auf Grundlage des Berichts der Vereinten Nationen über die 
Umgehung von Waffenembargos, dass die unerlaubte Verbreitung von Kleinwaffen und 
leichten Waffen samt ihrer Munition hauptsächlich auf dem Luftweg erfolgt – 
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die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

10. fordert die Teilnehmerstaaten auf, ihren Verpflichtungen in Bezug auf das OSZE-
Dokument über SALW nachzukommen, insbesondere im Hinblick auf die Kontrolle von 
Frachtflugzeugen, mit denen SALW transportiert werden:

a. um seinen internationalen Verpflichtungen in Bezug auf Kleinwaffen Genüge zu 
tun, sollte jeder Teilnehmerstaat Schritte setzen, um wirksame Maßnahmen 
herbeizuführen, damit diese Verpflichtungen durch seine zuständigen nationalen 
Stellen und sein Rechtssystem in Kraft gesetzt werden;

b. jeder Teilnehmerstaat behandelt jeden Kleinwaffentransfer, der eine Verletzung 
eines vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen verhängten Waffenembargos 
darstellt, als Verstoß und verankert dies – sofern noch nicht geschehen – in seinen 
nationalen Rechtsvorschriften; 

c. die Teilnehmerstaaten kommen überein, ihre gegenseitige Rechtshilfe sowie andere 
auf Gegenseitigkeit beruhende Formen der Zusammenarbeit zu verstärken, um von 
anderen Teilnehmerstaaten eingeleitete und geführte Ermittlungen und 
Strafverfolgungen in Bezug auf unerlaubten Handel mit Kleinwaffen zu 
unterstützen und dabei Hilfestellung zu leisten. Zu diesem Zweck bemühen sie sich 
um den Abschluss einschlägiger Übereinkünfte zwischen ihnen; 

d. die Teilnehmerstaaten vereinbaren, bei der Lokalisierung illegaler Kleinwaffen auf 
Grundlage der üblichen diplomatischen Verfahren oder geltenden Übereinkünfte 
untereinander und mit zwischenstaatlichen Organisationen wie Interpol 
zusammenzuarbeiten. Im Rahmen dieser Zusammenarbeit übermitteln sie den für 
die Ermittlung zuständigen Behörden anderer Teilnehmerstaaten auf Ersuchen alle 
einschlägigen Informationen. Sie erleichtern auch gemeinsame regionale, 
subregionale und nationale Ausbildungsprogramme und -aktivitäten für diejenigen, 
die für die Anwendung der Rechtsvorschriften zuständig sind, für den Zolldienst 
sowie für andere für Kleinwaffenfragen zuständige Dienste und ermutigen zu 
solchen;

11. empfiehlt den Teilnehmerstaaten im Rahmen der drei OSZE-Dimensionen die 
Durchführung eines Informationsaustauschs zwischen den Staaten über ihre nationalen 
(legislativen und institutionellen) Regelungen im Bereich der Kontrolle von Transporten 
von SALW und deren Munition auf dem Luftweg sowie über ihre materielle Fähigkeit, 
derartige Kontrollen sicherzustellen, mit dem Ziel kooperativer Mechanismen und der 
Einrichtung einer nationalen Kontaktstelle; 

12. legt den Teilnehmerstaaten nahe, durch einen verantwortungsvollen Dialog mit dem 
Luftfrachtsektor sowohl in den Teilnehmerstaaten als auch zwischen der OSZE und den 
zuständigen internationalen Organisationen (Weltzollorganisation – WZO, 
Internationaler Luftverkehrsverband – IATA) ein Klima des Vertrauens zu schaffen, in 
dem eine partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen öffentlicher Hand und privaten 
Unternehmen in diesem Bereich gedeihen kann, um festzulegen, welche Art von 
Maßnahmen unter Berücksichtigung der vorhandenen Standards und der das 
Luftfrachtgewerbe betreffenden wirtschaftlichen Zwänge diesbezüglich zu empfehlen 
ist;

13. empfiehlt die Ausarbeitung eines Praxisleitfadens für den Transport von SALW und 
deren Munition auf dem Luftweg; 
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14. fordert die Teilnehmerstaaten nachdrücklich auf, nationale Aktionspläne für die 
Bekämpfung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen zu erstellen. 
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ENTSCHLIESSUNG ÜBER 
DIE SCHAFFUNG EINES WELTWEITEN SYSTEMS ZUR 

 WARNUNG VOR NATURKATASTROPHEN UND
ZUR BESEITUNG VON DEREN FOLGEN  

1. Unter Betonung der Notwendigkeit, die negativen Auswirkungen von Naturkatastrophen 
so gering wie möglich zu halten, deren Opfern rasch und in ausreichendem Maße Hilfe 
zuteil werden zu lassen, die Voraussetzungen für den Wiederaufbau der Wirtschaft und 
der sozialen Infrastruktur in den betroffenen Regionen zu schaffen und die der Umwelt 
zugefügten Schäden wieder gut zu machen, 

2. unter Berücksichtigung der beträchtlichen Bemühungen der Regierungen zahlreicher 
Staaten, der Internationalen Rotkreuz- und Rothalbmondbewegung und anderer 
humanitärer Organisationen zur Bewältigung dieser Probleme sowie der verfügbaren 
nationalen und internationalen Systeme zur Beobachtung natürlicher Prozesse und zur 
Vorhersage von Naturkatastrophen, die zur Bewältigung dieser Aufgaben eingesetzt 
werden können, 

3. mit der Feststellung, dass bedingt durch das Fehlen eines wirksamen weltweiten Systems 
zur Warnung vor globalen Naturkatastrophen und zur Beseitigung von deren Folgen 
deren Opfer häufig nicht zeitgerecht humanitäre Hilfe erhalten und die betroffenen 
Regionen für lange Zeit soziale Katastrophengebiete bleiben, 

4. angesichts der großen Zahl der Opfer und der nach wie vor ungelösten Probleme bei der 
Beseitigung der Folgen der jüngsten Naturkatastrophen – des Tsunami in Südostasien, 
des Hurrikans Katrina in den Vereinigten Staaten von Amerika und des Erdbebens in 
Pakistan,

5. unter nachdrücklichem Hinweis darauf, dass die Schaffung eines weltweiten Systems zur 
Warnung vor Naturkatastrophen und zur Beseitigung von deren Folgen angesichts der 
Mensch und Tier gleichermaßen bedrohenden grassierenden Vogelgrippeepidemie zu 
einer Aufgabe besonderer Dringlichkeit wurde – 

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

6. empfiehlt, dass die Regierungen der OSZE-Teilnehmerstaaten mit der Ausarbeitung von 
Vorschlägen für die Schaffung eines weltweiten Systems zur Warnung vor 
Naturkatastrophen und zur Beseitigung von deren Folgen beginnen sollten, das 
Folgendes gewährleistet: 

a. Schaffung eines weltweiten offenen Informationssystems für die Vorhersage von 
Naturkatastrophen, die zeitgerechte Benachrichtigung der Behörden und die 
Information der Bevölkerung in den Regionen, die von diesen Naturkatastrophen 
betroffen sein werden; 

b. eine Methode zur Koordinierung der von den Regierungen der Geberstaaten für die 
betroffenen Regionen erbrachten freiwilligen Hilfsmaßnahmen; 

c. Schaffung eines Mechanismus zur Finanzierung dringender Maßnahmen, die zur 
Unterstützung der Opfer von Naturkatastrophen und zur Wiederherstellung der 
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sozialen und wirtschaftlichen Infrastruktur in den betroffenen Regionen notwendig 
sind;

d. Schaffung attraktiver Bedingungen für ausländische Investitionen in den 
Wiederaufbau der Wirtschaft und des sozialen Lebens in den betroffenen 
Regionen;

7. schlägt vor, die Möglichkeit in Betracht zu ziehen, Organe internationaler 
Organisationen einzurichten, die für die Ausarbeitung von Methoden zur Koordinierung 
der Entscheidungsprozesse und von Methoden zur Finanzierung dieser Entscheidungen 
zuständig sind; 

8. wird eine Arbeitsgruppe der Parlamentarischen Versammlung der OSZE einrichten, die 
die gesetzlichen Bestimmungen ausarbeiten soll, die für die Schaffung eines weltweiten 
Systems zur Warnung vor globalen Katastrophen und zur Beseitigung von deren Folgen 
erforderlich sind, wobei diese Vorschläge in den Parlamenten der OSZE-
Teilnehmerstaaten behandelt werden sollen. 
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ENTSCHLIESSUNG ÜBER  
DIE BEOBACHTUNG DER SOZIALEN ENTWICKLUNG 

IN DER OSZE-REGION 

1. Eingedenk dessen, dass die Schlussakte von Helsinki die enge Verbindung zwischen 
Frieden und Sicherheit in Europa und in der ganzen Welt erkennt, und im Bewusstsein 
der Notwendigkeit, dass jeder Teilnehmerstaat seinen Beitrag zur Festigung des Friedens 
und der Sicherheit in der Welt und zur Förderung der Grundrechte, des wirtschaftlichen 
und sozialen Fortschritts und des Wohlergehens aller Völker leistet, 

2. in Anbetracht der bedeutenden Fortschritte, die die Teilnehmerstaaten seit der 
Unterzeichnung der Schlussakte von Helsinki in Bezug auf die Verbesserung der 
Menschenrechte, der demokratischen Entwicklung und der Rechtsstaatlichkeit gemacht 
haben,

3. im Bewusstsein, dass trotz des friedlichen Zusammenlebens der Staaten in der OSZE-
Region nach wie vor viel zu tun bleibt, insbesondere im Hinblick auf die Einhaltung der 
Menschenrechte und die Bekämpfung des Menschhandels und des Antisemitismus in der 
gesamten OSZE-Region, 

4. angesichts der Tatsache, dass es zwischen den Ländern und Regionen der OSZE 
Unterschiede bei der Umsetzung ihrer Verpflichtungen in der menschlichen Dimension 
gibt,

5. unter Betonung der Bedeutung einer bestandfähigen Entwicklung, insbesondere in 
Bezug auf die menschliche Dimension – 

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

6. unterstreicht die Notwendigkeit, dass die OSZE die Einhaltung der Verpflichtungen der 
Teilnehmerstaaten in der menschlichen Dimension stärker kontrolliert und zu diesem 
Zweck ihre Möglichkeiten zur Überprüfung der Umsetzung dieser Verpflichtungen in 
vollem Umfang ausschöpft; 

7. fordert die OSZE-Teilnehmerstaaten auf, sich der sozialen Dimension der OSZE als 
Wirtschaftsregion bewusst zu sein und alles zu unterlassen, was ein Hindernis für den 
sozialen Zusammenhalt, für friedliche soziale Beziehungen im Inneren oder für eine 
menschenwürdige Gesellschaft darstellt; 

8. fordert die OSZE-Teilnehmerstaaten nachdrücklich auf, dafür zu Sorge zu tragen, dass 
den nationalen Parlamenten regelmäßig ein Bericht über den sozialen Fortschritt 
vorgelegt wird, der darlegt, was die Regierung gegen Menschenhandel und Kinderarbeit 
und zur Stärkung der Pressefreiheit, des Rechts auf freie Meinungsäußerung und des 
Rechts auf Mitbestimmung tut; 

9. ersucht die Parlamente der OSZE-Teilnehmerstaaten, diese Berichte an den Präsidenten 
der Parlamentarischen Versammlung weiterzuleiten, der über die Umsetzung der 
Verpflichtungen und über die soziale Entwicklung Bericht erstatten wird; 
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10. fordert eine verstärkte Unterstützung der OSZE-Teilnehmerstaaten bei der Ausarbeitung 
und Umsetzung von Aktionsplänen, Rechtsvorschriften und anderen Maßnahmen zur 
Verwirklichung dieser Ziele und, im Zusammenhang damit, ein entsprechendes 
Ausbildungsangebot an die Mitarbeiter der OSZE-Missionen zu diesen Fragen. 
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ENTSCHLIESSUNG ÜBER 
DIE GLOBALE PARLAMENTARIER-ORGANISATION

GEGEN KORRUPTION

1. Unter erneutem Hinweis darauf, dass Korruption eines der größten Hindernisse für den 
Wohlstand und die nachhaltige Entwicklung der Teilnehmerstaaten ist, dass sie deren 
Stabilität und Sicherheit untergräbt und die gemeinsamen OSZE-Werte bedroht, 

2. in Bekräftigung ihrer Verpflichtung, die Beseitigung aller Formen der Korruption zu 
einer vorrangigen Aufgabe zu machen, 

3. unter erneutem Hinweis darauf, dass Korruption eine der größten Behinderungen für die 
Parlamente in ihrer Fähigkeit ist, die Vertretung der Bürger der Teilnehmerstaaten 
wahrzunehmen, 

4. unter erneutem Hinweis auf die Notwendigkeit, die Rolle der Parlamentarier im Kampf 
gegen die Korruption zu verstärken, 

5. in Bekräftigung des starken Engagements, das die Parlamentarische Versammlung der 
OSZE mit ihrer in der Erklärung von Washington von 2005 enthaltenen Entschließung 

zur Bekämpfung der Korruption eingegangen ist, 

6. unter Hinweis auf die in der Erklärung von Washington von 2005 von der 
Parlamentarischen Versammlung der OSZE zum Ausdruck gebrachte Unterstützung für 
die Global Organization of Parlamentarians Against Corruption (GOPAC), 

7. in Anerkennung der Tatsache, dass GOPAC aktiv ihr Ziel verfolgt, die Parlamente durch 
gegenseitige Unterstützung, Bildungsarbeit und ergebnisorientierte Führung zu 
Institutionen zu machen, die ihre Kontrollfunktion und Verantwortung wirksamer 
wahrnehmen, und Parlamentarier aus der ganzen Welt einzubinden, 

8. die jüngste Zusammenarbeit zwischen der OSZE und GOPAC in Bischkek und Eriwan 
begrüßend,

9. höchst erfreut darüber, dass nach der Verabschiedung der Erklärung von Washington

2005 zwei neue nationale GOPAC-Kapitel in der OSZE-Region, in Kirgisistan und 
Armenien, eröffnet wurden, 

10. in Erwartung der Zweiten GOPAC-Weltkonferenz in Arusha (Tansania) im September 
2006,

11. entschlossen, die Bemühungen zur Umsetzung der bestehenden OSZE-Verpflichtungen 
zur Bekämpfung der Korruption zu verstärken, wie sie in der auf dem Gipfeltreffen der 
OSZE in Istanbul 1999 verabschiedeten Europäischen Sicherheitscharta und dem in 
Maastricht 2003 verabschiedeten OSZE-Strategiedokument für die Wirtschafts- und 
Umweltdimension enthalten sind, 

12. bekräftigend, dass die Hauptaufgabe der Parlamentarier im Kampf gegen die Korruption 
darin besteht, die staatlichen Institutionen zur Rechenschaft zu ziehen, die Bevölkerung 
auf der höchsten Regierungsebene zu vertreten, die legislative Gewalt als Druckmittel 
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für wirksame Antikorruptionsgesetze einzusetzen und ihre eigene Integrität sowie jene 
des Parlaments sicherzustellen – 

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

13. fordert die Parlamentarier der OSZE-Teilnehmerstaaten erneut nachdrücklich auf, ihre 
Bemühungen zur Bekämpfung der Korruption und der sie begünstigenden 
Voraussetzungen zu verstärken; 

14. fordert mehr Synergie zwischen den Parlamentariern und der OSZE in ihren 
gemeinsamen Bemühungen zur Bekämpfung der Korruption, durch eine engere 
Zusammenarbeit zwischen den Feldmissionen der OSZE und den nationalen Kapiteln 
der GOPAC im Hinblick auf gegenseitige Unterstützung und Bildungsprogramme sowie 
bei der Förderung von Korruptionsbekämpfungsinitiativen auf der Grundlage des 
Handbuchs der OSZE zur Korruptionsbekämpfung Best Practices in Combating 

Corruption und des Handbuchs der GOPAC zur Eindämmung der Korruption 
Controlling Corruption: A Parlamentarian’s Handbook.
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ENTSCHLIESSUNG ÜBER 
DIE BESCHRÄNKUNG DER IMMUNITÄT VON PARLAMENTARIERN 

ZUR STÄRKUNG DER VERANTWORTUNGSVOLLEN 
REGIERUNGSFÜHRUNG, DES ÖFFENTLICHEN ANSEHENS UND 

DER RECHTSSTAATLICHKEIT IN DER OSZE-REGION 

1. In der Erkenntnis, dass eine verantwortungsvolle Regierungsführung, insbesondere in 
nationalen Vertretungsorganen, für das gesunde Funktionieren einer Demokratie 
wesentlich ist, 

2. eingedenk dessen, dass die OSZE-Teilnehmerstaaten in der Charta von Paris für ein 
neues Europa die „Bindung der staatlichen Gewalt an das Recht sowie eine unparteiische 
Rechtspflege“ einräumen. „Niemand steht über dem Gesetz”, 

3. mit der Feststellung, dass in einigen OSZE-Teilnehmerstaaten Abgeordnete zum 
Parlament kriminelle Handlungen begehen können, ohne zur Verantwortung gezogen zu 
werden, da sie eine umfassende Immunität vor Strafverfolgung schützt, 

4. in der Erkenntnis, dass eine eingeschränkte, rechtlich streng definierte und 
ordnungsgemäß angewendete Immunität den Parlamentariern die Wahrnehmung ihrer 
öffentlichen Aufgaben und die Wahrung der notwendigen Unabhängigkeit gegenüber der 
exekutiven Gewalt erleichtert, 

5. mit der Feststellung, dass Parlamentarier, denen kraft des Vertrauens der Bürger die 
Ausarbeitung der Gesetze eines Staates obliegt, selbst nicht über diesen Gesetzen stehen 
sollten,

6. mit Besorgnis feststellend, dass in einigen OSZE-Teilnehmerstaaten Straftäter ein 
öffentliches Amt angestrebt haben, um sich der Strafverfolgung zu entziehen, 
insbesondere, wenn sich die parlamentarische Immunität rückwirkend auf Taten 
erstreckt, die der Betreffende vor der Übernahme seines Amtes begangen hat, 

7. die internationalen Bemühungen der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung, des Europarats und der Vereinten Nationen zur Bekämpfung der 
Korruption begrüßend und mit der dringenden Aufforderung, die Zusammenarbeit und 
Koordinierung der OSZE mit diesen Organisationen fortzusetzen, 

8. daran erinnernd, dass das am 14. Dezember 2005 in Kraft getretene, von 140 Staaten 
unterzeichnete und von über 50 Staaten ratifizierte Übereinkommen der Vereinten 
Nationen gegen Korruption („das Übereinkommen“) in Artikel 8 Absatz 6 besagt, dass 
„[j]eder Vertragsstaat erwägt, in Übereinstimmung mit den wesentlichen Grundsätzen 
seines innerstaatlichen Rechts, Disziplinarmaßnahmen oder andere Maßnahmen gegen 
Amtsträger zu ergreifen, die gegen die nach diesem Artikel vorgesehenen Normen oder 
Kodizes verstoßen”, 

9. mit der Feststellung, dass das Übereinkommen in Artikel 30 Absatz 2 festhält, dass 
„[j]eder Vertragsstaat die erforderlichen Maßnahmen trifft, um in Übereinstimmung mit 
seiner Rechtsordnung und seinen Verfassungsgrundsätzen zwischen Befreiungen und 
Vorrechten vor Gericht, die seinen Amtsträgern für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
gewährt werden, und der Möglichkeit, in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen 
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umschriebene Straftaten erforderlichenfalls wirksam zu untersuchen, zu verfolgen und 
gerichtlich darüber zu entscheiden, einen angemessenen Ausgleich herzustellen oder zu 
wahren”,

10. mit Dank an das Büro des Koordinators für ökonomische und ökologische Aktivitäten 
der OSZE für seinen Einsatz zur Förderung der Integrität im öffentlichen und privaten 
Sektor durch die Veröffentlichung des Handbuchs Best Practices in Combating 

Corruption und damit zusammenhängende Aktivitäten – 

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

11. fordert die Parlamente der OSZE-Teilnehmerstaaten nachdrücklich auf, Gesetze zu 
erlassen, um 

a. klare, ausgewogene, transparente und durchsetzbare Verfahren für die Aufhebung der 
parlamentarischen Immunität im Falle von Straftaten oder Verstößen gegen die Moral 
zu gewährleisten; 

b. dafür zu sorgen, dass das Vorrecht der parlamentarischen Immunität nicht für Taten 
gilt, die jemand vor Amtsantritt begangen hat oder nach dem Ausscheiden aus einem 
öffentlichen Amt begeht; 

12. legt den Parlamenten der OSZE-Teilnehmerstaaten nahe,

a. strenge ethische Standards und Maßstäbe für das Verhalten von Parlamentariern und 
ihren Mitarbeitern in Ausübung ihres Amtes auszuarbeiten und zu veröffentlichen; 

b. wirksame Mechanismen für die Offenlegung finanzieller Informationen und 
potenzieller Interessenkonflikte von Parlamentariern und ihren Mitarbeitern zu 
schaffen;

c. ein Büro für Verhaltensregeln im öffentlichen Dienst zu schaffen, das Beschwerden 
über Verstöße gegen die Regeln durch Parlamentarier und ihre Mitarbeiter 
entgegennimmt; 

d. wirksame und rasche Verfahren für die Untersuchung dieser Beschwerden und – falls 
sich die Beschwerden bestätigen – für die Verhängung von Disziplinarmaßnahmen 
gegen Parlamentarier und ihre Mitarbeiter zu schaffen; 

e. eindeutig festzulegen, dass von Amts wegen ausreichende Ressourcen bereitzustellen 
sind, um die Einrichtung einer Dienststelle für die Integrität von Amtsträgern im 
Justizministerium zu erwägen und um über die entsprechenden Mittel für die 
Ermittlung und Strafverfolgung im Falle von Straftaten zu verfügen, die von 
Parlamentariern und ihren Mitarbeitern begangen wurden; 

13. empfiehlt, dass das Büro des Koordinators für ökonomische und ökologische Aktivitäten 
der OSZE weitere bewährte Methoden bzw. andere geeignete Instrumente entwickelt, 
auf die Parlamentarier zurückgreifen können, wenn sie nationale Rechtsvorschriften oder 
Politiken zur Förderung einer verantwortungsvollen Regierungsführung und der 
Integrität öffentlicher Amtsträger entwickeln. 
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ENTSCHLIESSUNG ZUR 
VERBESSERUNG DER UMSETZUNG DER OSZE-WAHLSTANDARDS 

UND -VERPFLICHTUNGEN UND DER WIRKSAMKEIT DER 
WAHLBEOBACHTUNGSAKTIVITÄTEN DER OSZE 

1. In Bekräftigung der Entschließung der 2005 in Washington abgehaltenen 
Parlamentarischen Versammlung der OSZE zur „Verbesserung der Umsetzung der 
OSZE-Wahlstandards und -verpflichtungen und der Wirksamkeit der Wahl-
beobachtungsaktivitäten der OSZE”, 

2. in Bekräftigung ihrer Entschlossenheit, die in diesem Beschluss enthaltenen 
Verpflichtungen umzusetzen, 

3. unter Berücksichtigung der Empfehlung, eine systematische Nachbereitung vorzusehen, 
die auf alle Fragen im Zusammenhang mit OSZE-Wahlverpflichtungen und OSZE-
Wahlbeobachtung eingeht, 

4. die fortgesetzte effiziente Zusammenarbeit zwischen dem BDIMR und der 
Parlamentarischen Versammlung der OSZE begrüßend,

5. unter Berücksichtigung des Beschlusses des Ministerrats der OSZE von Laibach 2005 
über die Stärkung der Wirksamkeit OSZE – 

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

6. fordert den Direktor des BDIMR auf, über Folgeaktivitäten zur Umsetzung der 
Entschließung der Parlamentarischen Versammlung der OSZE von Washington 2005 
Bericht zu erstatten und auf die verbleibenden Herausforderungen im Zusammenhang mit 
der Umsetzung der OSZE-Wahlstandards und -verpflichtungen einzugehen;

7. ruft die Teilnehmerstaaten auf, bei der Umsetzung des Beschlusses des Ministerrats der 
OSZE von Laibach 2005 besonderes Gewicht auf Fragen und Möglichkeiten der 
verbesserten Umsetzung  der OSZE-Verpflichtungen im Hinblick auf demokratische, freie 
und faire Wahlen zu legen; 

8. ruft die Teilnehmerstaaten auf, zusätzliche Verpflichtungen in Ergänzung bereits 
bestehender zu verabschieden, das Vertrauen der Wähler in den Wahlprozess zu stärken, 
die Transparenz der Wahlverfahren zu erhöhen und zu gewährleisten, dass die 
wahldurchführenden Behörden der Rechenschaftspflicht unterliegen. 
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ENTSCHLIESSUNG ÜBER 
DIE ZUSAMMENARBEIT MIT DER ZIVILGESELLSCHAFT 

UND NICHTREGIERUNGSORGANISATIONEN 

1. In Würdigung der wichtigen Rolle, die die Zivilgesellschaft und Nichtregierungs-
organisationen im Helsinki-Prozess innehatten und nach wie vor spielen, die auch in der 
Schlussakte von Helsinki 1975 und in der Charta von Paris 1990 anerkannt wurde,

2. in Würdigung des Beitrags der Zivilgesellschaft und der Nichtregierungsorganisationen
zur Förderung und Verwirklichung der OSZE-Prinzipien, -Normen, -Verpflichtungen 
und -Werte, 

3. mit Dank an die OSZE, die als Organisation Regierungen, Zivilgesellschaft und 
Nichtregierungsorganisationen zusammenbringt, damit diese eng zusammenarbeiten –  

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

4. begrüßt den Beschluss des Ministerrats der OSZE 2005 über die Stärkung der 
Wirksamkeit der OSZE und fordert die OSZE-Teilnehmerstaaten auf, die 
Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft und Nichtregierungsorganisationen bei der 
Umsetzung dieses Beschlusses zu verstärken; 

5. fordert die Teilnehmerstaaten auf, Mittel und Wege zur weiteren Förderung des 
Gedankenaustauschs durch einen offenen und konstruktiven Dialog zwischen 
Zivilgesellschaft, einschließlich Menschenrechtsaktivisten und Beobachtergruppen, 
anderen Nichtregierungsorganisationen und Gewerkschaften zu suchen und zu 
verwirklichen;

6. fordert die Teilnehmerstaaten auf, anzuerkennen, dass eine starke und unabhängige 
Zivilgesellschaft ohne Einmischung seitens der Regierung wesentlich zur Förderung der 
Menschenrechte, der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit beiträgt;

7. fordert die Teilnehmerstaaten auf, die Kundmachung der Schlussakte von Helsinki zu 
fördern und alle OSZE-Standards und -Verpflichtungen in jedem einzelnen 
Teilnehmerstaat zu veröffentlichen, zu verbreiten und in möglichst großem Umfang 
bekannt zu machen; 

8. empfiehlt, dass die Parlamentarischen Delegationen der OSZE die Arbeit ihrer 
nationalen Ständigen Vertretung in Wien verfolgen, um sich für eine enge 
Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft und Nichtregierungsorganisationen
einzusetzen;  

9. empfiehlt, dass Mitglieder der Parlamentarischen Delegationen der OSZE einen 
regelmäßigen Dialog mit der Zivilgesellschaft und Nichtregierungsorganisationen
aufnehmen, um deren Teilhabe an OSZE-Aktivitäten weiter zu fördern.  
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ENTSCHLIESSUNG ZUR 
BEKÄMPFUNG DES ANTISEMITISMUS UND 

ANDERER FORMEN DER INTOLERANZ 

1. Unter Hinweis auf die Entschließungen der Parlamentarischen Versammlung der OSZE 
gegen Antisemitismus, die auf den Jahrestagungen in Berlin 2002, in Rotterdam 2003, in 
Edinburgh 2004 und in Washington 2005 einstimmig verabschiedet wurden, 

2. in der Absicht, das Bewusstsein für die Notwendigkeit der Bekämpfung des Antisemi-
tismus, der Intoleranz und Diskriminierung von Muslimen sowie von Rassismus, 
Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung zu heben, unter gleichzeitiger Konzentration 
auf die Intoleranz und Diskriminierung, der Christen und Angehörige anderer Religionen 
und Minderheiten in verschiedenen Gesellschaften ausgesetzt sind – 

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

3. anerkennt die von der OSZE und dem Büro für demokratische Institutionen und 
Menschenrechte (BDIMR) unternommenen Schritte zur Auseinandersetzung mit den 
Problemen des Antisemitismus und anderer Formen der Intoleranz, darunter auch die 
Arbeit der Gruppe Toleranz und Nichtdiskriminierung des Büros für demokratische 
Institutionen und Menschenrechte, die Bestellung Persönlicher Beauftragter des 
Amtierenden Vorsitzenden und die Veranstaltung von Expertentagungen zum Thema 
Antisemitismus; 

4. erinnert ihre Teilnehmerstaaten daran, dass „Antisemitismus eine bestimmte 
Wahrnehmung von Juden ist, die man als Judenhass bezeichnen kann. Rhetorische und 
physische Manifestationen von Antisemitismus sind gegen jüdische oder nicht-jüdische 
Individuen und/oder gegen ihr Eigentum, gegen Institutionen der jüdischen Gemeinden 
und gegen religiöse Einrichtungen gerichtet.“ Eine Definition von Antisemitismus, auf 
die  sich die Vertreter der Europäischen Stelle zur Beobachtung von Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit (EUMC) und des BDIMR geeinigt haben; 

5. fordert ihre Teilnehmerstaaten nachdrücklich auf, den rechtlichen Rahmen für gezielte 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Verbreitung rassistischen und antisemitischen 
Materials über das Internet zu schaffen; 

6. fordert ihre Teilnehmerstaaten nachdrücklich auf, ihre Bemühungen zur Bekämpfung der 
Diskriminierung religiöser und ethnischer Minderheiten zu verstärken; 

7. fordert ihre Teilnehmerstaaten nachdrücklich auf, auf der Jahrestagung 2007 schriftliche 
Berichte über ihre Aktivitäten zur Bekämpfung des Antisemitismus, des Rassismus und 
der Diskriminierung von Muslimen vorzulegen; 

8. begrüßt das Angebot der Regierung Rumäniens, 2007 eine Folgekonferenz über die 
Bekämpfung des Antisemitismus und aller Formen von Diskriminierung auszurichten, 
auf der alle Beschlüsse der OSZE-Konferenzen (Wien, Brüssel, Berlin, Córdoba, 
Washington), aus denen den Teilnehmerstaaten Verpflichtungen erwachsen sind, einer 
Überprüfung unterzogen werden sollen, verbunden mit der Aufforderung, Vorschläge 
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zur Verbesserung der Umsetzung zu machen, und fordert die Teilnehmerstaaten auf, auf 
dem nächsten Ministerratstreffen in Brüssel einen Beschluss dazu zu verabschieden; 

9. fordert ihre Teilnehmerstaaten nachdrücklich auf, das OSZE-Büro für demokratische 
Institutionen und Menschenrechte (BDIMR) regelmäßig über den Stand der Umsetzung 
der auf den OSZE-Konferenzen (Wien, Brüssel, Berlin, Córdoba, Washington) 
eingegangenen Verpflichtungen zu unterrichten; 

10. fordert ihre Teilnehmerstaaten nachdrücklich auf, Vorschläge für nationale Aktionspläne 
zur Bekämpfung des Antisemitismus, des Rassismus und der Diskriminierung von 
Muslimen auszuarbeiten; 

11. fordert ihre Teilnehmerstaaten nachdrücklich auf, das Bewusstsein für die 
Notwendigkeit zu schärfen, jüdische Institutionen und andere Institutionen von 
Minderheiten in der jeweiligen Gesellschaft zu schützen;  

12. fordert ihre Teilnehmerstaaten nachdrücklich auf, Ombudsleute oder Sonderkommissare 
zu bestellen, die nationale Leitlinien für die Erziehungsarbeit zur Förderung der Toleranz 
und zur Bekämpfung des Antisemitismus einschließlich der Holocaust-Erziehung 
vorlegen und fördern sollen; 

13. unterstreicht die Notwendigkeit einer breiten Unterstützung durch die Öffentlichkeit und 
der Förderung von Vertretern der Zivilgesellschaft, die im Bereich der Erhebung, 
Auswertung und Veröffentlichung von Daten zu Antisemitismus und Rassismus und 
damit verbundener Gewalt tätig sind, und der Zusammenarbeit mit diesen; 

14. fordert ihre Teilnehmerstaaten nachdrücklich auf, sich mit der Geschichte des Holocaust 
und des Antisemitismus auseinander zu setzen und die diesbezügliche Rolle öffentlicher 
Institutionen zu untersuchen; 

15. fordert ihre Teilnehmerstaaten auf, Stellung gegen jede Form von Antisemitismus in der 
heutigen Zeit zu beziehen, wo immer er ihnen begegnet; 

16. ist entschlossen, andere parlamentarische Organisationen, wie die IPU, die Parla-
mentarische Versammlung des Europarats, die Parlamentarische Versammlung der 
Europa-Mittelmeer-Partnerschaft und die Parlamentarische Versammlung der NATO, in 
ihre Bemühungen einzubinden, um diese Forderungen in die Tat umzusetzen. 
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ENTSCHLIESSUNG ÜBER 
DIE FINANZIERUNG VON BERATERPOSTEN IN DER GRUPPE 

TOLERANZ UND NICHTDISKRIMINIERUNG DES BÜROS FÜR 
DEMOKRATISCHE INSTITUTIONEN UND MENSCHENRECHTE 

1. In Bekräftigung der Tatsache, dass die Achtung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten sowie Demokratie und Rechtsstaatlichkeit das Herzstück des 
umfassenden Sicherheitskonzepts der OSZE sind, 

2. unter Hinweis auf das Helsinki-Dokument 1992, mit dem das Mandat des Büros für 
demokratische Institutionen und Menschenrechte (BDIMR) geschaffen wurde, um den 
OSZE-Teilnehmerstaaten dabei zu helfen, „die volle Achtung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten zu gewährleisten, sich an den Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit zu 
halten, die Prinzipien der Demokratie zu fördern und in dieser Hinsicht demokratische 
Institutionen aufzubauen, zu stärken und zu schützen, und Toleranz in der gesamten 
Gesellschaft zu fördern“, 

3. in Bekräftigung der Verpflichtung der OSZE, Demokratie und Menschenrechte zu einem 
vorrangigen Anliegen der Organisation zu machen, 

4. unter Hinweis auf die Entschließungen zu Antisemitismus, Toleranz, Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit, die auf den Jahrestagungen der Parlamentarischen Versammlung 
der OSZE 2002, 2003, 2004 und 2005 einstimmig verabschiedet wurden, und auf die 
von der OSZE 2004 und 2005 zu denselben Themen verabschiedeten Beschlüsse und 
Erklärungen,

5. Bezug nehmend auf die Verpflichtungen der Teilnehmerstaaten aus den OSZE-
Konferenzen in Wien (Juni 2003), Berlin (April 2004), Brüssel (September 2004) und 
Córdoba (Juni 2005), 

6. unter Hinweis darauf, dass das BDIMR-Programm zum Thema Toleranz und 
Nichtdiskriminierung 2004 geschaffen wurde, um die in diesem Bereich neu 
zugewiesenen Aufgaben in Bezug auf Verstöße gegen Menschenrechte und 
Grundfreiheiten wahrzunehmen, und dass das BDIMR 2005 damit beauftragt wurde, den 
Teilnehmerstaaten bei der Entwicklung von Methoden zur Erhebung verlässlicher 
statistischer Daten über Hassdelikte und gewalttätige Äußerungen von Intoleranz und 
Diskriminierung behilflich zu sein, 

7. in Anerkennung und Würdigung der Rolle der Mitarbeiter, die das Programm des 
BDIMR zum Thema Toleranz und Nichtdiskriminierung weiter entwickeln, 
insbesondere der drei Berater für Antisemitismus, Diskriminierung von Muslimen und 
Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung, einschließlich Diskriminierung 
gegen Christen und Angehörige anderer Religionen, und ihrer Unterstützung für die drei 
Persönlichen Beauftragten des Amtierenden Vorsitzenden der OSZE für die Bekämpfung 
von Antisemitismus, die Bekämpfung von Intoleranz und Diskriminierung von 
Muslimen und die Bekämpfung von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und 
Diskriminierung einschließlich der Diskriminierung gegen Christen und Angehörige 
anderer Religionen, 
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8. unter Betonung der Tatsache, dass es wichtig ist, die Finanzierung des erforderlichen 
Personals im Kernhaushalt der OSZE bereit zu stellen, damit das BDIMR das Programm 
zum Thema Toleranz und Nichtdiskriminierung entsprechend mit Personal ausstatten, 
dessen Zweck in der OSZE erfüllen und das ungebrochene Bekenntnis der OSZE zur 
Bekämpfung der Intoleranz bekräftigen kann – 

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

9. empfiehlt dem Büro für demokratische Institutionen und Menschenrechte (BDIMR), um 
eine vollständige Finanzierung des für sein Programm zum Thema Toleranz und 
Nichtdiskriminierung erforderlichen Personals aus dem OSZE-Kernhaushalt für 2007, 
unter Hinweis auf eventuelle Engpässe, zu ersuchen; 

10. fordert die OSZE mit Nachdruck auf, für das BDIMR im Haushalt 2007 den zur 
Finanzierung der Unterstützung des Personalbedarfs für sein Programm zum Thema 
Toleranz und Nichtdiskriminierung notwendigen Betrag  bereit zu stellen, einschließlich 
aller Berater zu Fragen im Zusammenhang mit Antisemitismus, Intoleranz gegenüber 
Muslimen, Diskriminierung von Christen und Angehörigen anderer Religionen, 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit. 



Drucksache 16/2491 – 56 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode

 42 

ENTSCHLIESSUNG ÜBER 
DIE GEWÄHRLEISTUNG EINER WIRKUNGSVOLLEREN 

PARLAMENTARISCHEN KONTROLLE DER SICHERHEITS- UND 
NACHRICHTENDIENSTE 

1. Eingedenk der Verpflichtungen aus dem vom Besonderen Ausschuss des Forums für 
Sicherheitskooperation der KSZE 1994 in Budapest angenommenen Verhaltenskodex zu 
politisch-militärischen Aspekten der Sicherheit, 

2. in Kenntnis der Notwendigkeit, die Rechenschaftspflicht der Regierungen gegenüber den 
Parlamenten in Bezug auf die Einhaltung dieser Verpflichtungen sowie das 
entsprechende Bewusstsein der Öffentlichkeit zu verstärken, 

3. erfreut über den Beschluss der OSZE, die Umsetzung des Verhaltenskodex auf einer 
Sondertagung des Forums für Sicherheitskooperation am 27. September 2006 zu 
überprüfen und, wenn notwendig, Verbesserungen am Dokument vorzunehmen, 

4. in Erneuerung der in der Erklärung der Parlamentarische Versammlung der OSZE von 
Edinburgh 2004 enthaltenen Aufforderungen, zur Bewältigung neuer 
Sicherheitsbedrohungen tätig zu werden, 

5. in Bekräftigung des dringenden Aufrufs in der Erklärung der Parlamentarischen 
Versammlung der OSZE von Washington 2005, den Kampf gegen den Terrorismus und 
das grenzüberschreitende organisierte Verbrechen nicht zu Lasten der Menschenrechte 
zu führen, 

6. gestützt auf die in den Empfehlungen 1402/1999 und 1713/2005 der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarats dargelegten Leitlinien und Prinzipien, die eine 
wirkungsvolle Kontrolle und demokratische Überwachung des Sicherheitssektors 
fordern,

7. die von der Versammlung der Westeuropäischen Union 2002 verabschiedete 
Entschließung 113 über die parlamentarische Aufsicht über die Nachrichtendienste und 
den Bericht dazu begrüßend,

8. in Anerkennung des in den letzten Jahren infolge der Bedrohung durch den 
transnationalen Terrorismus  zunehmenden  Sicherheitsbedürfnisses, 

9. in der Erkenntnis, dass neue Sicherheitsbedrohungen weltweit neue Reaktionen seitens 
der Regierungen erforderlich machen, 

10. zugleich alarmiert über  gewisse Praktiken, die gegen die elementarsten Menschenrechte 
und Grundfreiheiten verstoßen und im Widerspruch zu internationalen 
Menschrechtsverträgen stehen, die das Fundament für den Schutz der Menschenrechte in 
der Ära nach dem 2. Weltkrieg bilden, wie die unbefristete Inhaftnahme ausländischer 
Staatsangehöriger ohne Anklage und ohne Prüfung der Rechtmäßigkeit ihrer Haft durch 
ein unabhängiges und unparteiisches Gericht, die erniedrigende Behandlung während 
Verhören, das Abhören privater Gespräche ohne dass die Betroffenen im Nachhinein 
davon in Kenntnis gesetzt werden, die Auslieferung an Länder, in denen es zur 
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Verhängung der Todesstrafe oder zu Folter und Misshandlung kommen kann, sowie Haft 
und Verfolgung aufgrund politischer oder religiöser Betätigung, 

11. in Betonung der Notwendigkeit einer wirkungsvollen demokratischen Kontrolle der 
Sicherheits- und Nachrichtendienste als wesentlicher Aspekt der Wahrung der allen 
zivilisierten Nationen gemeinsamen innersten Werte Menschenrechte und 
Grundfreiheiten,

12. darauf hinweisend, dass diese Kontrolle nur durch die Einbindung demokratisch 
gewählter Mitglieder der Gemeinschaft möglich ist, 

13. im Wissen um die unverzichtbare Rolle der Justiz für die Verhinderung des Missbrauchs 
von Amtsgewalt und der missbräuchlichen Verwendung außergewöhnlicher Maßnahmen 
von Sicherheits- und Nachrichtendiensten, 

14. im Bewusstsein des gemeinsamen Kampfes der OSZE-Teilnehmerstaaten gegen den 
Terrorismus in allen Gesellschaften – 

die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

15. bekräftigt die dringende Notwendigkeit einer klaren Gewaltenteilung zwischen dem 
Militär und der Zivilgesellschaft als Voraussetzung für das unabhängige und 
ordnungsgemäße Funktionieren der demokratischen Institutionen;  

16. hält fest am Gebot der Einhaltung grundlegender Völkerrechtsnormen  bei allen 
sicherheits- und nachrichtendienstlichen Aktivitäten; 

17. ruft die Parlamentarier auf, sich mit die Frage der parlamentarischen Kontrolle der 
Sicherheits- und Nachrichtendienste als vorrangigem Thema und einem Mittel zur 
Sicherstellung der Einhaltung der grundlegenden Menschenrechte und Freiheiten 
auseinander zu setzen; 

18. fordert die nationalen Parlamente mit Nachdruck auf, für eine wirkungsvolle Kontrolle 
der Sicherheits- und Nachrichtendienste zu sorgen, indem sie parlamentarische 
Sondergremien für die penible a-priori- und ex-post-facto-Überprüfung der Aktivitäten 
von Sicherheits- und Nachrichtendiensten einrichten und verstärken und sie mit den 
entsprechenden Ressourcen ausstatten; 

19. unterstreicht die Notwendigkeit, dafür zu sorgen, dass alle in das nationale 
Gesetzgebungsorgan gewählten politischen Parteien in diesem parlamentarischen 
Sonderkontrollorgan vertreten sind; 

20. fordert die Parlamentarier auf, sich grundsätzlich von demokratischen Prinzipien leiten 
zu lassen, wenn sie bei der Ausübung der parlamentarischen Kontrolle zwischen der 
absolut notwendigen Geheimhaltung und Vertraulichkeit sicherheits- und 
nachrichtendienstlicher Aktivitäten und der notwendigen Transparenz abwägen; 

21. fordert die OSZE auf, in enger Zusammenarbeit mit dem Europarat den nationalen 
Gesetzgebern in der Region Hilfestellung bei der Ausarbeitung von Gesetzesvorlagen 
zur Regelung der Kompetenzen von Sicherheits- und Nachrichtendiensten anzubieten, 
durch die deren Tätigkeit einer wirkungsvollen demokratischen Kontrolle unterstellt 
würde;
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22. ermutigt zur Weitergabe von Methoden, die sich auf dem Gebiet der demokratischen 
Kontrolle der Sicherheits- und Nachrichtendienste bewährt haben, zwischen nationalen 
Gesetzgebern in der Region; 

23. fordert die Regierungen der OSZE-Teilnehmerstaaten nachdrücklich auf, als Maßnahme 
zwischenstaatlicher Vertrauensbildung und zur Stärkung der Rechenschaftspflicht ihrer 
Regierung und ihres Sicherheitssektors zu erwägen, ihren Informationsaustausch über 
die Durchführung des Verhaltenskodex transparent zu gestalten und damit den 
Parlamentariern, Medien und der breiten Öffentlichkeit uneingeschränkt zugänglich zu 
machen;  

24. fordert alle Teilnehmerstaaten nachdrücklich auf, dafür zu sorgen, dass ihr Hoheitsgebiet 
und ihre Einrichtungen nicht dazu benutzt werden, um Hilfestellung für 
Überstellungsflüge zu leisten oder geheime Haftzentren zu unterhalten, und in vollem 
Umfang mit den von der Parlamentarischen Versammlung des Europarats und dem 
Europäischen Parlament geführten Untersuchungen gegen angebliche geheime 
Haftzentren zusammenzuarbeiten; 

25. fordert alle Teilnehmerstaaten auf, umgehend und gründlich Behauptungen 
nachzugehen, dass ihr Hoheitsgebiet zur Hilfeleistung für CIA-Charterflüge benutzt 
wurde, die auf geheimen Wegen Häftlinge in Länder transportieren, in denen sie 
gewärtigen müssen, zu „verschwinden”, gefoltert oder auf andere Weise misshandelt zu 
werden;

26. fordert die Regierung der Vereinigten Staaten auf, ihre Position in Bezug auf die 
Sinnhaftigkeit eines derartigen Festhaltens von Gefangenen und auf dessen Beitrag zum 
gemeinsamen Kampf gegen den Terrorismus zu überdenken. 
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